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Sur Poſen, den 16. November. 0 

Die Gewaltſtreiche des Miniſteriums Brandenburg. Manteuffel, 
das heroiſcht Auftreten der Berliner National⸗Verſammlung bilden den Haupt⸗ 
ſtoff der Tagespreſſe; auch wir glauben uns in dieſer Beziehung klar genug aus⸗ 
geſprochen und dadurch gezeigt zu haben, daß unſer Kampf für Nationalität 
mit dem Streben nach politiſcher Freiheit Hand in Hand geht. Während wir 
indeſſen in den Reihen der Streitet für das ganze Vaterland treten, müſſen wir- 


uns wohl hüten, nicht unſere beſondere Lage zu vergeſſen, für welche im Augen⸗ 


blick nur wir allein einzuſtehen im Stande ſind; wir dürfen gerade jetzt nicht 
aus den Augen laſſen, daß dort Millionen, hier nur Hunderttauſende wirken, 
— Klarheit über unſere provinziellen Verhältniſſe thut daher vor Allem Noth. 
Die Lage von Deutſch⸗Poſen iſt durch die neueſten Ereigniſſe Berlins eine ganz 
eigenthümliche, höchſt gefährliche geworden, denn während die Beſchlüſſe vom 
3. und 26. Stiober c. uns alle allgemein politiſchen Meinungsverſchiedenheiten 
vergeſſen lezen, während Demokraten und Reattionaire mit gleicher Energie 
Verwahrung dagegen einlegten, während damals Alles über Verrath der Natio- 
nal-Berfammlung in Bertin klagte, hat deren jetziges eben fo verſtändiges als 
kräftiges Handeln ihre früheren Sünden vergeſſen laſſen, und wir kommen in 
dieſer Beziehung in die zur äußerſten Vorſicht ermahnende Nothwendigkeit, mit 
unferen polniſchen Brüdern, allerdings aus diametral auseinandergehenden 
Gründen, gleicher Meinung zu ſein. Unſere Molive liegen klar am Tage, er⸗ 
forſchen wir daher diejenigen unſerer Gegner, wie fie namentlich in deren Organ, 
der Gazela polska, ſich ausſprechen. Wenn wir dieſer würdigen Schweſter der 
Zeitungshalle in jüngſter Zeit ſelten Erwähnung thaten, fo. hatte dies ſeinen 
Grund in dem Vorhandenſein anderen leſenswertheren Stoffes, und nicht etwa in 
der Abſicht: „keine Aufreizung der Gemüther, kein Verwunden der Herzen un⸗ 
ſerer Landsleute, keinen Zweifel an der Güte der menſchlichen Natur zu erregen“, 
— ein Motiv, weshalb das gedachte Blatt in No. 195. die Acußerungen des 
deuiſchen Elements nicht erwähnen will, — denn dergleichen Gefühlsaffektionen 
durch die Schrift brauchten wir bei den Perſonen nicht zu befürchten, welche 
die Thatſachen der letzten Monate durchlebt haben. In den jetzigen Vers 
hältniffen ſcheint es indeß doch angemeſſen, das gedachte Blatt eine kurze Revue 
paſſtren zu laſſen, um ihm nicht den Schmerz zu bereiten, als verachteten wir 
unſern Gegner. Daß die Gazela polska eine Gegnerin des Frankfurter Par⸗ 
laments iſt, dürfen wir als bekannt vorausſetzen; intereſſant in es, wie ſie ſich 
ausſpricht, nachdem daſſelbe die Berliner Beſchlüſſe vom 23. und 26. v. M. des⸗ 
avouirt hat. In No. 194. beginnt ein Artiket vom II. November c. mit den 


Worten: 
„Große Freude in Iſrael! Frankfurt hat geſprochen und gedroht. Es find 


belohnt worden alle die geſchickten Machinationen und ehrenwerthen Mittel: 
die Volks-Verſammlungen, das Erpreſſen der Unterſchriften, die donnernden 
Adreſſen, die von Schreck und Demuth durchdrungenen Petitionen, das Ver⸗ 
fluchen e die ſchamloſen Schmeicheleien der deutſchen In⸗ 
telligenz u. ſ. w. 

. dieſen freundlich anerkennenden Eingangsworten wird ausgeführt, 
daß, wo es darauf ankomme die Kncchtſchaft zu unterſtützen, oder ein Stück 
Land zu rauben, „da bebe die Paulskirche vor Muth und blähe ſich von Tapfer⸗ 
keit, wenn aber die deutſche Ehre in den Verträgen mit einem kleinen nordiſchen 
König gewahrt, wenn die deutſche Freiheit vor Kaiſerlichen Kartätſchen ꝛc. gerel⸗ 
tet werden folle, dann flode den Vätern zu Frankfurt die Stimme in der ſchrei⸗ 
luftigen Kehle“, übrigens befage ein deutſches Sprichwort: „Wer Wind fäct, 
der wird Sturm ärndten.“ Der Artikel ſpricht ferner offen aus, die Sache 
der Polen fiche im engſten Zuſammenhange mit der Angelegenheit der Verliner 
a ( die Würfel möchten indeß fo oder ſo fallen, auf alle Fälle 
wüßte man, was die Frankfurter Beſchlüſſe zu ſagen hätten: ‚fie find nur neue 
wiederholte Gewaltſtreiche, und Gewalt verpflichtet nicht.“ Der Schluß 
lautet: „Die Demarkationen und der Länderraub verdoppeln die Begeiſterung, 
verdoppeln die Aufopferung, und unfere Handlungsweife wird den beſten Bes 
weis liefern, daß der Grund, auf welchen Frankfurt baut, eine Unwahrheit, 
und ſeine Mittel die brutale Anwendung des Rechts des Stärkeren ſind.“ 

em ä Andeutungen noch die Maaßnahmen unklar ſind, deren 
wir uns von un fen Brüdern zu verſchen haben, wer jetzt noch nicht ſieht, aus 
welchem Grunde Te mit ung die Berliner Verſammlung fügen, der beachte in 
derſelben Nene ee Nachricht aus Trzemeszno, in welchem die Mitglieder 
der Linken „Verihei 15 Sachwalter (rzeczuik)“ der Polen genannt wer⸗ 
den, der leſe in No. — den Artikel Poſen, den 11. November, welcher 
ſich namentlich dug ie Deutung auszeichnet, die er unferen Meinungsäuße⸗ 
zungen rien er neueſten Berliner Ereigniſſe giebt. Charakteriſtiſch lau⸗ 
et der Eingang! a 
„Man kann unſeren Koloniſten (l) eine gewiſſe diplomatiſche Gewandtheit 
nicht abſprechen, ſie wiſſen ihre Segel nach dem Winde zu ſtellen und haben 
Acht, die Looſe mögen fo oder fo entſcheiden, immer wenigſtens mit einem 
Fuße auf ſicherer Grundlage zu ſtehen. Außer Frankfurt und den Bauern 
von Teltow * die Reaktion nirgends eine feſtere Stütze ... als in den 
deut ſchen Club 1 2 Provinz.“ 
S . ine Wahrnehmung, der man die Originalität wenigſtens 
n | 2 ; 
„Die deutſche Rea nn eder die Sache betrachtet, iſt in Poſen geboren, (!) 
in Poſen, wie It ant und ward zuerſt die Flamme des Fortſchritts in 
e — glace dieſem Augenblick (?) ging Alles und übers 
all in Europa 2 en Rechte — als eine Vergeltung der Nationen für die 
Verlezung der hen RN * auflöst Vaterlandes. Die Sache der Poſener 
Deutſchen et 1 ban Ruten mit der Reaktion verbunden.“ 
„Nachdem fer 5 ird daß ihrem Prinzipe nach die 
pieſige deutſch⸗jüdiſche Bevölkerung ſich eigentlich Aa die 51175 National⸗ 
Verſammlung erklären müßte, fährt der Artikel fort, 


„die deutſche Partei im Großherzogthum rechnet auf die Zukunft, und will 
dieſelbe ſich durch irgend welche Bürgſchaft bewahren, denn der Reaktion if 
fie im Uebrigen fo ſicher, ſie hat ihr ſo viele Veweiſe ihrer Liebe gegeben, 
daß ſie ſich mit ihr im Ernſt nie erzürnen wird, und (hört! hört!) was ſich 
liebt, das neckt ſich auch! Aus dieſen Gründen tritt jetzt der größte Theil 
der hieſigen Clubs, tritt das Organ unſeres hieſigen Deutſchthums für das 
Parlament gegen die Manteuffels und Brandenburgs auf, ja es er⸗ 
klärt ſogar, daß es von der Reaktion und von einem contrarevolutionairen 
Miniſterium die Ausführung und Sicherſtellung ſeiner Rechte, daß es eine 
durch Manteuffel dekretirte Demarkationslinie nicht verlange“ 
Der Artikel ſpricht feine Verwunderung über dieſen Radikalismus (!) aus, 
bemerkt, daß die Polen mit Freuden uns die Hand reichen würden, wenn wir 
es ehrlich meinten, fährt indeß mit Bedauern fort: ‚er 
„Aber unglücklicher Weiſe ift dies nur ein Theatercoup, nur ein diplomati⸗ 
ſches Mittel. ..; anders kann es nicht fein, denn wenn es den hieſigen Deut⸗ 
ſchen und Juden um die wahre Freiheit, um die wirkliche und aufrichtige 
Vertheidigung der Nationalitäts- und Volksrechte, um die unverfälſchte po⸗ 
litiſche Moral ginge, fo müßten fie zuerſt ausrufen: Wir erkennen den 
Beſchluß vom 23. Oktober an, wir wollen keine Demarkation, 
wir verlangen Gerechtigkeit für unfere polniſchen Mit⸗ 
bürger.“ | 
Dies alfo iſt die Veranlaſſung zu der ungewohnten Freundlichkeit unſerer 
Gegner, die uns „Koloniſten“ nennen, während fie von uns die Bezeich⸗ 
nung „Mitbürger“ verlangen, — deshalb alſo ſind wir unwahr, weil wir die 
mit unſerem Blut erworbene Demarkationslinie als eine heilige Errungenſchaft 
feſthalten. Bei Gott! man weiß nicht, ſoll man über ſolche Verkehrtheit lachen, 
oder ſte bedauern, — die Ueberzeugung werden wir aber auch aus dieſem Gift 
ſaugen können, daß wir wachen müſſen, unſer Theuerſtes zu bewahren, — daß 
wir zwar mit der Gazeta polska zu unſeren Vertretern fliehen, daß wir dies 
aber mit Hintanſetzung unſeres beſonderen Intereſſes für das allgemeine Wohl 
thun, während die gedachte Freundin ihres engherzigen Egoismus kein Hehl 
at. — 120 


“ofen, den 17. November. Der conſtitutionell-demokratiſche Club 
hielt geſtern Abend wieder eine überaus ſtark beſuchte Sitzung zur weitern Be⸗ 
rathung über die Lage des Vaterlandes. Befremdend war es uns beim Durch⸗ 
gehen durch den Hausflur mehrere Militairs dort poſtirt zu ſehen, die nicht ohne 
Abſicht da zu verweilen ſchienen noch auffallender war die große Anzahl der im 
Clubſaal verſammelten Soldaten, deren Anweſenheit wir nicht durch einen blo⸗ 
ben Zufall motivirt erachteten. In der That halte dies ganz andere Gründe: 


9 ein Attentat auf den Club beabfihtigt. Im Laufe des Tas 
e 


bon ward dem Sprecher des Vereins durch einen Landwehrunteroffizier und 
durch vier anfäßige, achtbare Bürger die ſichere Anzeige eines ſolchen Vorhabens 
mitgetheilt. Soldaten waren gegen den Club aufgehetzt worden, als hegte dieſer 
verfaſſungsfeindliche, auf den Umſturz des monarchiſchen Prinzips hinzielende 
Tendenzen. Zu ihrer Ehre aber müſſen wir es anerkennen, daß ſie mit Ruhe 
und aufmerkſamer Beſonnenheit den Verhandlungen folgten, und da während 
des ganzen Abends bei der ſchärſſten Polemik gegen das Miniſterium, die Ehr⸗ 
erbietung gegen die Krone doch nicht im Leiſeſten verletzt ward, ſo verlief die 
Sitzung ohne alle Störung, und die anweſenden Soldaten erklärten ſich zuletzt 
durch eigene Anſchauung überzeugt, daß man ſie getäuſcht und den Club mit 
Unrecht verläumdet habe. 

‚pe Berlin, den 14. Nov. Heut Morgen haben die ausgeſchiedenen De⸗ 
putirten eine gemeinſchaftliche Proklamation an das Preußiſche Volk und die Ab⸗ 
ſendung zweier Deputirten nach Frankfurt beſchloſſen. — Die Staatsminiſterial⸗ 
Commiſſion zur Begutachtung der Demarkationslinie im Großherzogthum Poſen 
(Leſtehend aus Geh. Ober-Finanzrath Coſtenoble, Geh. Rath Macklegn, Staats⸗ 
auwalt Friedberg, Abgeordn. Geh. Rath Seidel, Abgeordu. Major o, Voigts⸗ 
Reet und Abgeordneten Meuſebach) hielt heut Morgen in Gegenwart des Reichs⸗ 
kommiſſarius General Schäfer, Sitzung, und verſtändigte ſich über eine Linie, 
welche nur in wenigen, durch ſtrategiſche Rückſichten gebotenen Punkten von der 
Pfuelſchen Demarkationslinie abweicht. General Schäfer reift morgen nach Poſen 
zur definitiven Regulirung an Ort und Stelle. Major v. Voigts begleitet ihn als 
Commiſſarius des Preußiſchen Staatsminiſterii. 1 878 


CC Berlin, den 16. Nov. Berlin wird von Stunde zu Stunde wunder⸗ 
barer in Betreff der Gerüchte, welche verbreitet und geglaubt werden. Nichts iſt 
fo abſurd, daß es nicht Verbreiter und gläubige Seelen faͤnde. Wir fügen nur 
zwei dieſer Gerüchte bei: Das Ober-Landesgericht zu Naumburg fol die öffentliz 
chen Kaſſen mit Veſchlag belegt haben zu Gunſten der National -Verfammlung, 
und der Magiſtrat in Halberſtadt ſoll die Landwehr zum Schutz der Nationale” 
Verſammlung einberufen und auf eigene Koften eingekleidet haben. Gegentheilige 
Thatſachen dagegen will Niemand glauben. So wird uns von glaubwürdigen 
Perfonen verſichert, daß vielerwaͤrts z. B. im Paderborniſchen die Reſerven ſich 
freiwillig eingeſtellt und gegen Berlin geführt zu werden verlangt haben. Eben 
ſo gewiß iſt, daß aus Pommern an hieſige Militairs Briefe eingelaufen find, worin 
dieſe von ihren Eltern und Geſchwiſtern aufgefordert werden, tüchtig auf die rebel⸗ 
liſchen Berliner loszuſchlagen und nicht das Kind im Mutterleibe zu ſchonen. — 
Die Preſſe der Reform iſt, weil das Blatt trotz des Verbotes geſlern erschienen 
iſt, verſiegelt. Auch die Zeitungshalle wollte erſcheinen, aber der Drucker vers 
weigerte den Druck und einen andern Drucker konnte fie nicht finden. — Der de⸗ 
mokratiſche Elnb verſuchte geſtern Abend in feinem gewöhnlichen Lokale in der Leip⸗ 


yo 
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ziger Straße eine Sitzung zu halten, wurde aber u Dal Sn 
figende, Criminal-Aktuarius Stein, wurde verhaftet, jedoch unmittelbar darauf 
wieder freigegeben. Der Name Stein mußte nun Veranlaſſung zu dem heut 
Morgen allgemein verbreiteten Gerüchte geben, der Abgeordnete Stein ſei ver⸗ 
haftet worden. — Der Referendar, Abg. Schramm iſt feiner Haft entlaſſen. — 
Dagegen hat die heut ſtattfindende Abnahme der Gewehre durch das Militair mehr⸗ 
fache Verhaftungen in Folge von Widerſetzlichkeiten und infurlirenden Acußerungen 
hervorgerufen. Man neunt zwei Kammergerichts⸗Aſſeſſoren, Wolff und Volk⸗ 
mar, die dies Geſchick getroffen. Auch der Clubman und bekannte Demokrat 
v. Hochſtettter (Referendar) iſt fo eben verhaftet. Die unftelwillige Ablieferung 
der Gewehre liefert reichliche Erndte, dagegen waren freiwillig bis geſtern Abend 
nur etwa 2000 eingeliefert. Dieſe mußten von ihren Beſitzern in Droſchken nach 
den Ablieferungs⸗Orten gebracht werden, da ſie ohne dieſe Vorſicht in die Hände 
der Arbeiter ſielen und die Beſitzer noch außerdem Gefahr liefen, tüchtig durchge⸗ 
prügelt zu werden, wie denn in der That die Rücken einzelner in ungemüthlichſter 
Weiſe die Bekanntſchaft plebejiſcher und nichtplebeſiſcher Fäuſte gemacht haben. 

Der Nationalverſammlungs⸗Reſt war heute weniger glücklich als geſtern. 
111 Uhr, vor Eröffnung der Sitzung, als etwa 30 — 40 Mitglieder im Coͤllui⸗ 
ſchen Rathhauſe verſammelt waren, rückte ein Corps Soldaten vor das Haus. 
Ein Major mit mehreren Ofſizieren begab ſich in den Sitzungsſaal und forderte 
die Verſammelten auf, den Saal zu verlaſſen. Einer der Abgeordneten (Doͤrt) 
verlangte die Vorzeigung eines ſchriftlichen Befehls. Der Major bat, ihm, ſeine 
militairiſche Pflicht nicht zu erſchweren; doch wurde vom Adjutauten ein ſchtift⸗ 
licher Befehl vorgezeigt, dahin lautend, die Verſammlung ohne Waffengewalt aus⸗ 
einander zu bringen; als man ſich dieſem nicht, fügen wollte, wurde mit Waffen⸗ 
gewalt gedroht und die Verſammlung verließ unter Proteſt den Saal und das 
Haus, das bis auf die Treppe hinauf mit Soldaten gefüllt war. 

Wie es heißt wird nun die Verſammlung im Königſtädtiſchen Caſino in der 
Frankfurter Straße zuſammentreten; der umliegende Stadttheil ſoll ich bereit sr» 
klärt haben, ſie daſelbſt zu beſchützen. 

Berlin, den 16. November. Die heutige Haude und Spe ner ſche 
Zeitung hat an der Spitze ihres Blattes Folgendes: Die letzten beklagenswer⸗ 
then Ereigniſſe, welche unſer Vaterland und vornehmlich unſere Stadt durch 
deren Verſetzung in den Belagerungszuſtand hart getroffen haben, machen es 
uns unmöglich, in der gewöhnlichen Weiſe fortzuerſcheinen. Um jedoch den 
Privat⸗, Geſchäfts⸗ und gewerblichen Anzeigen Raum zu geben, wollen wir 
uns lediglich auf deren Abdruck und die Mittheilung des Nothwendigſten aus 
der Politik, wie ſonſtiger gleichgültiger Ereigniffe beſchränken. Von den hieſi⸗ 
gen Ereigniſſe können wir nur einzelnes Thatſächliche mittheilen. 
Brandenburg, den 14. Nov. Die baulichen Borbereinugen in der Dam + 


lirche und in den Gebäuden der Ritter-Akademie für die Sitzungen der National 


Verſammlungen find heute nachdruͤcklich in Angriff genommen worden. 
Magdeburg, den 15. Nov. Am 13. Abends haben in Leipzig ſchwere Un⸗ 
ruhen Stadt gefunden. In Folge der Nachrichten von der Erſchießung R. Blum's 
wurden dem Oeſterreichiſchen Conſul die Feuſter eingeworfen und das Oeſterreichi⸗ 
ſche Wappen herabgeriſſen und zertrümmert. Es ſollen auch noch au andern Orten 
grobe Erceſſe vorgekommen fein. Mau fürchtete für den 14. Abends weitere Ru⸗ 
heſtörungen. Aus Frankfurt meldet unſere Zeitung, daß am 12. ſaͤmmtliche Frae⸗ 
tionen der Linken nebſt einem Theil des rechten Centrums, zuſammen die Mehrheit 
der Verſammlung, ſich zu dem gemeinſamen Beſchluß vereinigt haben, Schritte für 
die Preußiſche Nationalverſammlung zu thun. W al 
Coblenz, den 13. Nov. Das heute ausgegebene Amtsblatt der Regie⸗ 

rung zu Coblenz macht bekannt, das die Herren Fürſten zu Wied, Solms⸗ 
Braunsfels und Solms-Hohenſolms⸗Lich auf ihre ſtandesherrlichen 
Rechte der Juſtiz⸗, Polizei- und Conſtſtorlal⸗Verwaltung verzichtet haben und 
ſolche für den Staat übernommen worden ſind. Die Geſchäfte der Polizei und 
Conſiſtorial⸗Verwaltung find auf die landesherrlichen Behörden übergegangen, 
zu deren Reſſort dieſelben nach den für das Immediat⸗Gebiet beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen gehören Die von der Juſtiz-Abtheilung der bisherigen fürſtlichen 
Regierungen ausgeübte Civil⸗ und Criminal⸗Jurisdiction und Juſtiz⸗Aufſicht 
iſt dem Königl. Juſtiz⸗Senat zu Ehrenbreitſtein übertragen und das Juſtizamt 
zu Hohenſolms als eine Gerichts⸗Commiſſion dem in Wetzlar errichteten Königl. 
Kreisgerichte zugewieſen worden. 5 3 

Düfſeldorf, den 13. Nov. Wie allerwärts am Rheine, fo hat auch 
hier das Attentat des Miniſteriums Brandenburgs Manteuffel auf die Rechte 
des Volkes unter allen Klaſſen der Bevölkerung die größte Entrüſtung verur⸗ 
ſacht; andererſeits hat das in der Neuzeit ohne Beiſpiel daſtehende muthvolle, 
kräftige Beharren der National⸗Verſammlung auf dem geſetzlichen Widerſtande 
gegen die verderblichen Plane der Camarilla die ganze Bevölkerung zum ge⸗ 
rechteſten Danke gegen erſtere verpflichtet. In allen Schichten der Geſellſchaft 
giebt ſich derſelbe kund und fand ſeinen Ausdruck in einer Adreſſe, die geſtern 
in einer großen Volksverſammlung berathen und angenommen wurde. Sie 
wird durch zwei Mitbürger in die Hände unſerer Deputirten nach Verlin be⸗ 
fördert werden. Die Bürgerwehr erklärte in einer Verſammlung in einer Adreſſe 
ihre vollkommenſte Uebereinſtimmung mit den von der Nationat-Berfammluug 
grtroffenen Veſchlüſſen. Auch der Gemeinderath hat, wie ſchon gemeldet wurde, 
der National⸗Verſammlung die Anerkennung ihres Verhaltens ausgeſprochen. 
Der Volks⸗Club hat ſich permanent erklärt. 

Oldenburg, den 12. Nov. Die Rückwirkung der Berliner und Wiener 


Greigniſſe macht ſich auch auf unſern Hof geltend! Der Finanzausſchuß unſeres 
conſtituirenden Landtags hat heute aus dem Miniſterium eine Mittheilung erhal⸗ 
ten, welche der Hoffnung auf friedliche Ausgleichung kaum noch Raum läßt. 


4. 
& 


Von der geforderten Civilliſte (180,000 Ntplr.) wird nicht abge», 


gangen; die Allen geläufige Wahrheit, daß die Domänen dem Lande gehören, 


wird durch die Bemerkung abgewieſen, dieſelben ſeien zwar kein Privatelgenthum 
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des Festen, ge örten ober ſeinem Hauſe und hätten zunächſt den Zweck, aus ih⸗ 
ren Revenüen das Bedürfniß des Hofhalts uud der Fürſtlichen Familie zu beſtrei⸗ 
ten; daher könne die Verwaltung der Domänen dem Lande nur unter Vorbehalt 
überlaſſen werden, und die Redigirung der als Civilliſte zu vereiubarenden Summe 
auf die Domänen, liege in der Sache ſelbſt, ſowie auch die Beſummung dieſer 
Summe nicht auf die Regierungszeit des jetzigen Großherzogs zu beihränten ſei. — 
Daß der Laudtag zu allen dieſen Punkten ſeine Zuſtimmung nicht geben kann, 
liegt auf der Hand. Uebrigens erklärt zugleich das Miniſterium, bei dieſen Fra⸗ 
gen nut die Vermittelung zwiſchen dem Großherzoge und dem Landtage überneh⸗ 
men zu können, und will die ausgeſprochenen Anſichten des Erſteten um ſo weul⸗ 
ger vertreten, als es darauf hinweiſt, daß ſeine Grundſätze in dem zur Berathung 
vorliegenden Verfaſſungsentwurfe niedergelegt ſeien, woſelbſt allerdings das Recht 
des Staats auf die Domänen und Beſtimmung der Civilliſte bei jedem Thronwech⸗ 
ſel angenommen worden iſt. Die Perſon des Großherzogs iſt alſo bloß geſtellt in 
dieſer delltateſten aller Verfaſſungs-Fragen und wir werden das unerfreulicht 
Schauſpiel einer Unterhandlung erleben müſſen, wie ſie zwiſchen Fürſt und Volk 
nicht vorkommen müßte. 

Bückeburg, 10. Nod. In der heutigen Sitzung uuſerer Ständeverſamm⸗ 
lung wurde zunächft der Beſchluß gefaßt, unſete Beamten ihres Dienſteides zu 
entbinden, wodurch dieſelbe verbunden ſind, nur das Jutereſſe des Fürſten und 
furſtlichen Hauſes zu wahren, Alles zu thun, was ſolches befördern, zu unterlaſ⸗ 
ſen, was ihm nachtheilig fein könne und wie es im Formulare weiter heißt: „die 
ihnen in ihrem Amte zur Wiſſeuſchaft kommenden Nachrichten, welche entweder 
bewährte Geheimniſſe des fürſtlichen Hauſes berelts ſind ober es 
doch zu ſein verdienen, ſorgfältig vor Jedermann, dem es nicht zu wiſſen 
gebühret, geheim zu halten, noch etwas zu eutdecken, woraus oft Höchſtge⸗ 
dachter Sr. Hochfürſtl. Durchlaucht oder Hoͤchſt Ihro Nachfolger in der Megieruug 
einiger Nachtheil erwachſen könnte, ſondern ſolches bis in ihr Grab 
geheim zu halten;“ — und fie anſtatt deſſen auf Beförderung des Staats: 
wohles zu verpflichten! 

Alsdann kam die Regulirung der Finanzverhältuiſſe zur Sprache 
Stände hatten ſchon feit Monaten bei fürſtl. Regierung wiederholt um Vorlage 
der noͤthigen Auſſchlüſſe gebeten, aber immer den Beſcheid erhalten, dazu fehle es 
iht an Zeit und Arbeitskräften. Die Nothwendigkeit, dem Regenten ein be⸗ 
ſtimmtes Einkommen aus den bedeutenden Landesrevenuen anzuweiſen und 
ihm ſolche nicht feruer in Bau ſch und Bogen zu überlaſſen, war läugſt ge⸗ 
fühlt und demſelben auch bereits am 13. März von einer Landesdeputation vorge⸗ 


tragen worden. Inzwiſchen wurde ſeit einiger Zeit das Gerücht im Volke ver⸗ 
breitet, Sereniſſimus wolle mit feiner ganzen Familie das Land verlaſſen, wenn 


Stände nicht davon abließen, ihn auf eine Civilliſte beſchräuken zu wollen. 
Beabſichtigte man damit, die vom Hofe beſchäftigten Handwerker gegen den Land. 
tag aufzuwühlen, ſo wird dieſer Zweck theilweiſe erreicht. Uuſete freiſinnigſten 
Abgeordneten erhielten auonyme Drohbriefe, wurden in elligie an den Straßenecken 
aufgehängt, gefunden und auf andere Weiſe einzuſchüchtern geſucht. 

Unſere Deputirten ließen ſich indeß doch nicht bauge machen; der weit über⸗ 
wiegende rechtſchaffeue Theil der Bevölkerung ſtand ihnen zur Seite und fo ver⸗ 
langten ſie deun jezt eruſtlich Auskunft über die Landeseinkünfte, um ihre Beſtim⸗ 
mungen danach treffen zu können. Da erfolgte denn in heutiger Sitzung vom 
Kammerpräſtdenten Knodt die Mittheilung an die Stände, der Landtagskom⸗ 
miſſär König habe ihm im höchſten Auftrage eröffnet, Se. Durchlaucht ſel 
feſt entſchloſſen, die Regierung niederzulegen und mit dem 
Erbprinzen das Laud zu verlaſſen, wenn Stände von der Feſt⸗ 
ſtellung einer Civilliſte nicht abgehen wollten! — Auf biefe Kunde 
erklärten unſere Abgeordueten ein ſtim mig, daß dleſe Mittheilung nicht 
den geringften Einfluß auf ihre ſernern Veſchlüſſe ausüben 
würde, dah ſie fortfahren würden, pflichtmäßig nach beſter Einſicht des Landes 
Wohl zu befördern und wer Gelegenheit gehabt hat, in jungſter Zeit unſere kleinen 
Verhaͤltuiſſe naher kennen zu lernen, wer da weiß, welche Hebel in Auwendung 
gebracht werden, welche Einflüfe im Dunkeln ſchleichen, muß geſtehen, daß ihnen 
dieſes Veſthluſſes wegen die hoͤchſte Anerkennung gebührt! Abgeord. De. Meyer 
ſchlägt vor, zur Tagesordnung uüberzugehen; Abg. Wippermann, eine Adreſſe 
au den Fürſten zu erlaſſen, um von dem übel berichteten an deu beſſer zu uuterrich⸗ 
tenden Landesherru zu appellireu, was angenommen wurde. — Sie befürchten 
keineswetzes, daß der geliebte Landesvater feine getteuen Unterthauen um elnes 
eitlen Geldintereſſes wegen zu verlaſſen im Stande ſei. ** * 1 ug 

Leipzig, den 13. Rob. Es würde vergebliche Mühe seln, den Eindtuck zu 
ſchildern, den die heute Morgen auhergelangte Nachricht von dem Schickſal Blum's 
in Wien hier auf die Gemüther hervorgebracht hat. ennüftung und Schmerz malt 
ſich auf allen Geſichtern und ſelbſt bei denen, die nid vor feinem Tode nicht zu ſei⸗ 
nen Freunden zählten. Auf allen Straßen, wie in den Kaffees und Blerhaͤuſern 
verſammeln ſich ſeit heute früh Gruppen von Menſcheu und berathen, was zu thun 
fei, Magiftrat und Sta dtverordnete machen jo eben, Abends 5 Uhr, durch 
ein Placat bekaunt, daß ſie in Vereinigung mit unſerer Regierung bei der Natio⸗ 
nal-Verſammlung Schritte thun würden, um die Schuldigen zu beſtrafen, und drüt⸗ 
fen ihren tiefen Schmerz äber Geſchehenes aus. In einem zweiten großen Plakate 
ſpricht der Deut ſche Verein ebenfalls feine Eutrüſtung aus, wie ſein Einſchrel⸗ 
ten bei der Gentralgewalt, damit der ſchreckliche Tod unſeres Mitbürgers und Na⸗ 
tionalvertreters geſühnt würde, Außer dieſem werden die Vaterland svereine heute 
Abend eine Volksverſammlung halten, um darüber zu berathen und letenfals die 
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Leiche Blum’s, um ſolche hier feierlich zu beſtatten, ausgeliefert zu verlangen. Die 
Verſammlung ſollte;erſt im Odeon sein, da aber der Raum zu beſchränkt fein dürfte 
iſt man, wie verlautet) beim Stapttathe um Uederlaſfung einer Kirche eiugetommen. 
* Wfeu, den 13. Nor. Der Oberſt der Artillerie, Jelawitzky, ſollte durch ſeine 
Laudsleute, Polen erſchoſſen werden, fie weigetten ſich aber, und fo wurden andere 
Soldaten konmaüditt Der Verurthellte wurde nur von einer Kugel, aber nicht 
tödtlich/ verwundet, eine zweite, die ſein Genick traf, endete ſein Leben. Von den 
en hal Windiſchgrätz 36 in dem Belvedere hängen laſſen. Eine Menge 
nen würde kriegsrechtlich erſchoſſen, man ſagt 80. Vierhundert Studenten find 
unter die Soldaten geſteckt worden. A 
Ohm, 13. Novbr. Meiſende aus Wien erzählen, daß Robert Blum 
bei feinen Hinrichtung die größte Kaltblütigkeit und Todesverachtung gezeigt habe. 
Er ſei in elegant ſchwarzer Kleidung, eine Eigarre rauchend, auf den Hinrich⸗ 
tungspfatz gefahren und habe unmittelbar, bevor er unter den Schüßen fiel, den 
brennenden Stumpf derſelben don ſich geſchleudett. i 
— Ausland. 
m Perl mens N FR 9 | nebme ich. i 
Paris, den 12. Nov. Das Verfaſſungsfeſt iſt ruhig abgelaufen: kein Atten⸗ 
tat, kelue Piſtolenuſchuſfe, teine Höllenmaſchine — kurz nichts von Allem dem iſt 
vorgefallen, was uns die Morgenblätter prophezeiht hatten. Hier ein Bericht in 
allet Kürze: Um 6 Uhr Morgens vie die Trommel die Pariſer Bürgerwehr nebſt 
der des Weichbildes, zuſammen. Es iiſt eistalt; ein ſtarkes Schueegejtöber macht 
das Wetter unerträglich. Gegen 8 Uhr rückte ein großer Theil der Wehr des ſüd⸗ 
weſtlichen Weichbildes längs der Seine-Ufer ein und ſtellte ſich auf dem Quai in 
Ordnung auf. Um halb 9 Uhr wurde der gauze Coucordien, (nicht mehr Revo⸗ 
lutions,) Platz von Linientruppen und Pariſer Bürgerwehr mit Abtheilungen der 
fremden Bürgerwehr vermischt, beſetzt. Die Zimmerleute und Tapezirer, die zu 
den Vorbereitungen kaum 3 Tage Zeit hatten, legen noch die letzte Hand an ihr 
Werk inmitten des Einmarſchitens. Rieſige Fahnen werden auf Venetianiſche Sau⸗ 
len gezogen, reiche Drapperien in und vor der Kapelle ausgebreitet, vor welcher 
Marraſt die Verfaſſung verleſen und der Erzbiſchof daun die Meſſe nebſt Tedeum 
fingen ſoll. Die Fahnen waren nicht die alten, vom Fahnenfeſt her, nur auf vier 
koloſfalen neuen Stoffen prangten die Worte: „Verfaſſung von 1848.“ Jetzt fülls 
ten fich allmählig die beiden großen Schaubühnen, die rechts und links von der 
Kapelle, längs der Gartenmauer der Tuillerten, errichtet waren. Das fürchterliche 
Schueegeſtöber hatte ſelbſt einige Damen nicht abgeſchreckt, dieſe Bühne zu beſtei⸗ 
gen. Um 9 Uhr verkündete ein allgemeiner Trommelwirbel die Annäherung der 
National⸗Verſammlung, mit Marraſt und Cavaignac an der Spitze. Alle Trup⸗ 
pen präſentirten das Gewehr. Der Deputirten ſind aber kaum die Hälfte an der 
Zahl, alle tragen die rothe Roſe und Schärpe. Kaum berühren ſie die Konkordien⸗ 
brücke, ſo erblickt man rechts von der Madelaine her, den Erzbiſche i 
der ganzen Geiſtlichkeit in feinem Gefolge. Beide Züge nähern ſich dem Eſtraden⸗ 
gerüfte mit der Kapelle, Das Wetter wird immer ungeſtümer. Der Etzbiſchof 
ſchreitet indeſſen rüſtig voran, Marraſt hat auf einer Art Platform vor der Kapelle 
Platz genommen und beginnt hierauf, von den Quäſtoren umgeben, die Verfaſ⸗ 
fung vorzuleſen. Die Kälte machte ſeine Stimme zittern. Marraſt trug die uner⸗ 
läßlichen Glacé- Handſchuhe — eben fo unerläßlich für ihn als für den Couſtabler 
Louis Bonaparte aus London. Nachdem Marraſt die Verleſung geendet, hörte mau 
durch den Wind einige ſchwache Stimmen rufen: Es lebe die Nepublik! Der Erz⸗ 


biſchof begaun das Tedeum zu ſiugen, ſtarke Chöre und Orcheſter begleiteten ihn. 


Doch hörte man wegen der ſchützenden Leinewand keine zehn Schritte weit. Um 
halb 11 Uhr iſt die veligiöfe Feier vorüber. Der Vorbeimarſch der Truppen beginnt, 
der bei dem Poſiſchluß noch fortdauert. So eben halb 1 Uhr kehren die lezten Le⸗ 
gionen in ihre Qnartiere zurück. 

— Im Mémorial de Pau ſchreibt man vom 2. Nov.: Abdel Kader und 
die Araber ſeines Gefolges haben den definitiven Befehl erhalten ſich nach ihrem 
neuen Aufenthaltsort reiſefertig zu halten. Sie nehmen den Weg über Vordeaur, 
wo fie ein Staatsdampfboot erwartet, das fie nach Nantes bringt. Der Emir, wel 
cher der Bevölkerung von Pau für die ihm gewordene Aufnahme feine gauze Dank⸗ 
barkeit zu erkennen geben will, wird im offenen Wagen durch die Stadt fahren um 
die öffentliche Neugierde möglichft zu befriedigen. „Als ich in Pau ankam,“ fagte 
er, „war ich traurig und ftank, Ich habe die Ruhe des Geiſtes und die Geſund⸗ 
heit des Leibes wieder erlangt. Ich hätte gewünſcht mich allen zu zeigen vom Kind 
bis zum Greis. Wenn ich es nicht that fo muß man die Urſache nicht in Abnei⸗ 
dein en ſuchen.“ Ju den ſechs Monaten welche er das Schloß bewohnte, hatte er 
in 8 gesmal ſein Zimmer verlaſſen. Vorgeſtern willigte er zum erſtenmal ein, 
Diefer Bee herunterzukommen en die alten Königl. Gemächer zu beſuchen. 
Ealtön in den ein lebhaftes Zuleteſſe: es hatte etwas poetiſches, den arabiſchen 
ern wird. O zu ſehen we bei jedem Schritt das Audenken Heinrichs IV. 

ürſten erzählte, er r * n e ue we eee Ke⸗ 
2 Pr cwiſſen duachtete mit Vergnügen die Bildniſſe und Statuen, und 
IV. 45 a e Ar 0 ban Per vor der Schildkrötenſchale ſtehen, welche Heinrich 
abt mene Mfeuthle ede 0 „at Sl Feier 
denken bewahren werden. Möge ben d nn 0 hoffe auch ua ee 
meine neue Wohnung folgen „% Der Gate enden Dad een een 

i mir ſcheidet traurig aus Pau, er ſchmeichelt 


ſich jedoch mit der Hoffuung, daß er mit ber Annäherung an Paris ſich auch dem 


Tag der Befrelung nähern werde. g 


von Paris mit 


ſchwörung, 


fein Pariſer Haus liquidiren wolle, inzwiſchen werde fein Sohn ſich nach den ver⸗ 
einigten Staaten Nordamerikas begeben, um dort ſich niederzulaſſen. — Als 
Hauptkandidaten zur Würde eines Präſidenten der Republik können jetzt nur noch 
Capaignat und Ludwig Bonaparte betrachtet werden. Alle übrigen Bewerber um 
dieſen hoͤchſten Poſten verlieren zuſehend von ihrem Anhang und treten ſomit in 
den Hintergrund. Bugeand, Bedeau und Chaugarnier ſollen bereits beſtimmt 
auf ihre Anſprüche verzichtet und ihre Freunde eingeladen haben, nicht für ſie zu 
ſtimmen. Lamartine und Ledru⸗Rollin beabſichtigen öffentlich zu erklaren, daß ſie 
für Cavalguae ſtimmen würden, um alle Unentſchloſſenen zu bewegen, ein Gleiches 
zu thun. N uber 1005 
L Der Miniſterrath hat entſchieden, daß für alle von Nationalgarbiften bes 
gangenen Disciplinarvergehen, ſowie für Uebertretungen der Forſtgeſetze eine Am- 
neſtie eintreten ſoll. Auch ſollen die Strafen mehrerer vom Civilgerichte verurtheil⸗ 
ten Perſonen ermäßigt werden. — Die drei Repräſeutanten-Elubs der Straße 
Poitiers, des Palais Nattonal und des Juſſituts wollen in der alten Deputitten⸗ 
Kammer eine gemeinſame Sitzung halten und ſowohl Cavalgnac, als L. Napoleon 
einladen, deiſelben beizuwohnen und auf, gewiſſe au ſie zu richtende wejentliche 
Fragen kategoriſch zu antworten. — Louis Napoleon läßt heute durch ein Journal 
ankündigen, daß er aus Beſorgniß, ſeine Anweſenheit könnte zu abſichtlich veran⸗ 
laßten Kundgebungen den Vorwand geben, bei der morgenden Feier nicht erſcheinen 
werde. — Die Vorbereitungen zu dem Feſte auf dem Eintrachtsplatze ſchreiten 
raſch vorwärts. Das Holzwerk der zwei großen Eſtraden und des Altars ſteht 
ſchon da. Die Stadt Paris gibt 300,000 Fr. zu Vertheilungen an arme Familien 
und 100,000 Fr. für Illnmination und Feuerwerke her. — Der braſiliſche Ger 
ſaudte überreichte geſtein dem Conſeils-Präſidenten feine neuen Beglaubigungs⸗ 
ſchreiben. s f 
Straßburg, den 10. Nov. Die öffentliche Meinung ſpricht ſich in Straß⸗ 
burg mehr und mehr zu Gunſten der Candidatur des Generals Cavaignae aus. 
Man begreift, daß der Triumph dieſer Candidatur der Triumph der gemäßigten 
Republik ſein wird, welche allein die Wiederkehr der Handels- und Induſttie⸗ 
thätigfeit ſichern und alle Quellen des öffentlichen Wohlſtandes wieder zu beleben 
vermag, weil ſie allein das Vertrauen wieder zurückführen kann. Ein Comité 
organiſirt ſich in dieſem Augenblicke zu Straßburg, um alle Anſtreugungen zu ver⸗ 
einigen und zu regeln, welche die Erwählung des Generals Cavaignac als Präfi- 
dent der Mepublit zu ſichern beſtimmt find; ähnliches Comité's werden ſich ohne 
Zweifel demuachſt in allen Kautonen des Departements bilden und werden ſich 
mit dem Straßburger Comité in Beziehung ſetzen. bb d 


Großbritannien. n 

London, den 11. November. Der neunte Geburtstag des Prinzen von 

Wales wurde vorgeſtern in Windſor mit einer Nevue über die Truppen der 
Garniſon gefeiert. Abends war großes Bankett. 


— Ludwig Philipp und feine Familie haben Claremo i 
ren Aufenhalt in Richmond 1 8 f Winnender 

— In London fand vorgeſtern die Einführung des neuen Lordmayor, Sir 
James Duke, unter den üblichen Feierlichkeiten flatt. Das ſchöne Wetter hatte 
ein zahlreiches Publikum herbeigezogen, und die Straßen, durch welche der Zug 
ging, waren ſehr belebt. Der Zug ſetzte ſich von Guildhall aus um 12 Uhr in 
Bewegung, und vor dem reichvergoldeten Staatswagen des Lordmayor, der früs 
ber Seemann geweſen iſt, wurde diesmal ein großes Modell eines Schiffes 
hergefahren. 

„ Am 4. November, zum Jahrestag der Entdeckung der Pulver-Ver⸗ 
rung, gab die Dubliner Orangiſten-Loge ein Feſtmahl, bei dem ein Toaſt 
auf die Königin Viktoria und ihre baldige Rückkehr zu den Prinzipien, die ihre 
Familie auf den Thron geſetzt, ausgebracht wurde, ferner Toafie auf König 
Ernſt Auguſt von Hannover, als früheren Großmeister der Orange⸗Logen, und 
auf proteſtantiſche Suprematie in Kirche und Staat. 

— Die trigonometriſche Aufnahme Londons und ſeiner Umgebung iſt jetzt 
vollendet. Sie erſtreckt ſich auf einen Umkreis von 26 Miles und wurde von. 
einem über der Paulskuppel angebrachten temporairen Obfervatorium ausge⸗ 
macht, deſſen letzter Balken heute von der Kuppel herabgelaſſen wurde. 


Meine Erklärung als Abgeordneter. 

Die Verordnung des Königs, daß der Siz der National-Verſammlung 
nach Brandenburg verlegt werden ſolle, iſt nicht unkonſtitutionell, nicht unge⸗ 
ſetzlich. Dem Könige, als dem voraus bon jetzt conſtitutionellen Oberhaupte 
des Staats, dem Träger aller Staatsgewalt nach Außen. hin, dem 
Ordner aller Angelegenheiten, welche nicht die innere Gefeges-Beratbung 
und Veſchließung betreffen — dem Könige ſtand ganz unzweifelhaft das 
Recht zu, bei der Bildung und Zufammenberufung der Natlenal⸗Verſammlung 
wie den Tag, fo auch den Ort der Wahl und des Zuſammentritts zu be⸗ 
ſtimmen — nach Gründen der Zweckmäßigkeit, die er zu erwägen halte. 

Er hat die Hauptſtadt gewählt und die Augemeſſenheit dieſer Wahl war 
einlcuchtend — nur einzelne Stimmen hörte ich Unheil daraus prophezeien. Wie 
ſollte aber jetzt, wo dies Unheil allerdings eingetreten if, der König nicht 
mehr berechtigt ſein, die Zweckmäßigkeit, die Sicherheit und Tauglichkeit des 
Verathungsorts ſorgſam zu prüfen und dann zu entſcheiden! Aus voll⸗ 
ſter Ueberzeugung fage ich, dieſe gleichſam weltliche, lokale, ökonomiſche Ange⸗ 
legenheit iſt noch immer ſeine Sache. Er hat den Beruf und das Recht, 
in dieſem Punkte fortwährend, wie über den ganzen Staat, ſo auch über die 
Nationalverſammlung zu wachen — und findet er da, daß die Gründe für die 
erſte Wahl, obgleich zum Theil nicht geradezu hinweggefallen, dennoch weit 
überwogen werden von ſchweren Nachthellen, die, wären ſie gleich an⸗ 
fangs vorhanden geweſen, oder klar vorausgeſehen, ihn beſtimmt haben 
würden, gleich anfangs einen anderen Ort zu wählen, ſo kann ihm auch 

tder Beruf und das Rech Fabgeſprechen werden, ſolchen andern Ort 

ri AED 197 Mir: 


6 James von Roihſchild hat öffentlich bas Gerücht widerlegt, daß auch noch jetzt zu wählen. 
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Dias vielbeſprochene Vereinbarungs⸗Verhältniß zwiſchen dem Kö⸗ 
nige und der National⸗Verſammlung kann verſtändigerweiſe auf nichts Anderes 
bezogen werden, als eben auf die Verfaſſung, auf die gemeinſame Berathung 
und Feſtſtellung der Staats-Grundgeſetze, auf den Inhalt der Ver⸗ 
faſſungs⸗Urkunde und der davon unzertrennlichen organiſchen Geſetze, — nicht 
aber auf den Ort, wo dieſe Geſetze berathen und beſchloſſen werden ſollen. 

Ein Kontrakt zwiſchen der Staats-Regierung und der NationalsVer- 
ſammlung über dieſe Lokalien-Angelegenheit hätte doch in der That auch 
nicht das geringſte, weder von konſtitutioneller, noch privatrechtlicher Natur, da 
ja keine verſchiedenen Subjekte vorhanden find, es könnte übrigens eben 
fo gut behauptet werden, die National-Verſammlung hätte auch nicht die Sing⸗ 
Akademie zu verlaſſen brauchen, um in das Schauſpielhaus zu ziehen, worauf 
auch einige Tage hingingen. 

Freilich hatte es das Geſetz des Anſtandes geboten, die Rat.⸗Verſ. 
über den Umzug nach Brandenburg zu fragen. Aber das Kabinet des 
Grafen Brandenburg hatte durch die Adreſſe vom 2. Nov. bereits deutlich genug 
erfahren, welchen Beſcheid es bekommen haben würde — und auch dies ganz 
beifeite gelaſſen, wer hätte wohl irgend erwarten mögen, daß die Partei, welche 
in den letzten Wochen ſogar wiederholt den Antrag der fogenannten rechten 
Seite: den ſogenannten Ühlichſchen Beſchluß zurückzuziehen und Schutz gegen 
die Inſolenzen und thätlichen Angriffe der rohen Maſſen vor dem National⸗ 
palaſte und auf der Straße zu gewähren, zurückgewieſen und zum Fallen ge⸗ 
bracht, wer hätte von dieſer Partei, deren Häupter und Mitglieder, wenn kein 
Miß verſtändniß, wie am 16. Sept. in Frankfurt entſtand, nicht beſchimpft, 
nicht mit Stricken und „Latouren“ bedroht, ſondern, wenn erkannt, mit 
Hüteſchwenken und Hurrahruf begrüßt, und — ſogar wohl im Triumph herum⸗ 
getragen und gefahren wurden, wer hätte von ihr v erlangen können, daß fie 
dieſen Schauplatz hätten verlaſſen ſollen. Und eben dieſe Partei hatte ja in 
ihren Haupts oder nachbarlich modificirten Anträgen in letzter Zeit eine zu⸗ 
nehmende Majorität im Hauſe — vielleicht — doch nein — ich will gerade 
heraus gehen — nach aller menſchlichen Wahrſcheinlichkeit eine Folge 
der — mir allerdings nur verächtlichen Operationen der Einwirkungsmän⸗ 
ner und Jungen auf den Straßen, unter denen wahrlich keine Plato⸗, Poſa⸗, 
Tell⸗, Franklin⸗ und Juſtus⸗Möſerphyſtognomieen zu ſehen waren. Uebrigens 


bemerke ich ausdrücklich, daß ich nicht behaupte, dieſe trefflichen Leute 


ſeien von der gedachten Partei beſtellt worden, Gott behüte mich davor! Dies 
wäre eine parlamentariſche Sünde. 
Alſo das Geſetz des Anſtandes konnte man unter ſolchen Umſtänden 
allerſeits auf ſich beruhen laſſen. 
Waren denn aber in der That Gründe vorhanden, welche die Verlegung 
der National⸗Verſammlung nach einem anderen Orte rechtfertigte? 

Dieſe Frage ſtel indeſſen einerſeits eben“alls der Regierung anheim — wie 
ich ſchon oben behauptet habe — ‚andererfeits bat dieſelbe ihre Gründe der Ver⸗ 
ſammlung mitgetheilt — und höchſtens hätte unn die Verſammlung, nach 
ausgeſprochener Verlegung und nur dadurch bedingter Vertagung darauf 
ausgehen können, jene Gründe zu erwägen und wenn ſte dieſelben entkräften 


ſeits nochmals zu erwägen, ob der Verlegungs⸗Beſchluß nicht etwa wieder 
zurückzunehmen ſei. Was die Regierung dann beſchloß, konnte natürlich kei⸗ 
ner weiteren Conteſtation unterliegen — war geſetziich bindend. 

Meines Erachtens maren aber auch die Gründe der Regierung in der That 
wohl begründet. Sie ſind ſchon in dem Obigen genugſam angedeutet — ich 
ſelbſt habe Beſchimpfungen und Drohungen mit Hälſe abſchneiden und „La⸗ 
touren“ der Männer von der Rechten erfahten und gehört vor dem Palaſt der 
National-Verſammlung während des moraliſchen Gaſſenlaufens und auch in 
entfernten Theilen der Stadt. Natürlich ſahen es dieſe Jünger der „modernen 
Straßen- oder rothen Freiheit“, die ich die Aſterfreiheit nenne, darauf ab, De⸗ 
putirte von der rechten auf die linke Seite hinüber zu ſchrecken. Zahlloſe Druck⸗ 
ſchrifteu, periodiſche und Plakate, hatten denſelben Zweck, Inwieweit es 
ihnen gelungen, will ich nicht ſagen. Aber fragen will ich wieder, ob es nicht 
menſchlich waheſcheinlich iſt? Ob es nicht wenigſtens ein halbes Wunder ſein 
würde, wenn die Verſammlung durchweg aus ſolchen Männern beſtanden 
hätte, die jenem Terrorismus ein treues, feſtes Gemüth, eine bis zur Selbſt⸗ 
aufopferung fähige Hochherzigkeit oder auch einen ſo klaren, durchdringen⸗ 
den Verſtand entgegenzuſetzen hatten, daß fe jene Manifeſtationen eben nur als 
„Bangemachen“ verlacht, oder, wo ernſtlich gemeint, ſtolz verachtet hätten? 
Aber ſchon der Verdacht des Gegentheils iſt ſchlimm für die ganze Verſamm⸗ 
lung, für die moraliſche Höhe ihrer Beſchlüſſe, und dieſen Verdacht hat das 
Land, durch die Preſſe und durch Schriften, ſchon bedeutſam genug ausgeſprochen. 

Ich behaupte alſo auch, es waren Gründe, triftige Gründe zur Verle⸗ 
gung vorhanden — Gründe, die notoriſch landkundig waren. 

Nur ihr Gewicht hätte noch die Frage zu beſtehen. Aber ſollte darüber 
ein Verfahren in contradictoriis eröffnet werden? Und wer ſollte daun ent⸗ 
ſcheiden — der Richter darüber ſein? ! 

Die Verſammlung ſelbſt, in dem mach der Publikation der Regierung zu⸗ 


rückgebliebenen Theile, hat ſich zu ſolchem Richter aufgeworfen, zum 


Richter über eine Frage, die nicht vor ihr Forum gehörte — ſie hat die Hei⸗ 
ligkeit ihrer Sendung und ihre Beſtimmung durch und durch verkannt, und 
darum ſage ich mich los von ihr, von den Veſchlüſſen, die ſie in ungeſetz⸗ 
licher Fortführung ihrer Sitzungen gefaßt hat. Nicht das Parlament hat 
feitdem getagt, ſondern 254 oder 240 Individuen in loſer, unautoriſirter 
Verſammlung. 0 N 

Wird dieſes Parlament mich auch für einen Hochverräther erklären? 

Aber noch eine Frage: Kann denn die Verfaſſung in Brandenburg nicht 
wirklich recht gut zu Stande gebracht werden? 

Und kommt es nicht hie rauf eben dem Lande an? — War der Zweifel 
über die Verlegungs- Berechtigung der Regierung fo ungeheuer wichtig und er⸗ 
heblich, daß man darüber, über den Ort der Berathung, offenen, ent⸗ 
ſchiedenen Krieg anfangen mußte — nominell gegen die Regierung — aber 
der Sache nach gegen das Königthum? 

Geſchrieben während meiner Krankheit, 9/12. November 1848. 

e Winteten, bis dahin Deputirter des Kreiſes Meſchedt. 


Heute Nachmittag 2 Uhr entſchlief ſanft nach kaum 
zweitägigem Krankenlager meine innigſt geliebte Mut⸗ 
ter, Caroline Krengel geb. Obſt, in einem 
Alter von 59 Jahren. Verwandten und Freunden 
zeigt dies tief betrübt an Wilh. Krengel. 
Poſen, den 16. Nodember 1848. a 


„Die Beerdigung findet Sonnabend den 18ten d. 
; M. Nachmittags 3 Uhr ſtatt. 
a 


Zur Verfügung der National- Verſammlung ha⸗ 
ben an Beiträgen gezahlt: Rath Meyer 2 Rihlr. 
Fräulein Minna Müller 3 Nthlr., Kaufmann Men- 
del Salomon 2 Rthlr., Gaſthofbeſitzer Kaatz 2 Rtlr., 

Aſſeſſor Crouſaz 3 Rihlr., Hr. Niemeyer 5 Rtbir., 
Kaufmann M. Breslauer 3 RNthlr., Tiſchlermeiſter 
Flöter 1 Rthlr., Gaſtwirth Przybylski 2 Nehlr., 
Ing.⸗Lieut. Rüſtow 1 Rihlr., Hr. Kleim 10 fgr., 
Kaufmann Richter 10 fgr., Lehrer Carl Meyer 10 
ſgr., Aſſeſſor Berndt 1 Rtble., Aſſeſſor Herzberg 1 
Rihlr., Kaufmann L. Aſch 2 Rthir., Poſtſecretair 
Peſhbylski 1 Rthlr., Aſſeſſor Suttinger 1. Rthlr., 
Kaufmann J. Schmädicke 1 Kthlr., J. 2 Rtblr., 
Medizinal⸗Rath Leviſeur 1 Rthlr., Kaufmann 
Rehſiſch 1 Rihlr., Kaufmann Iſidor Meyer 1 
Rthlr., Baumeiſter Platner 1 Rthlr., Kaufmann 
J. Breslauer 2 Rthlr., Aſſeſſor Welſt 2 Rthlr., 
Kaufm. Heppner 1 Rthlr., Hr. Mechlinski 15 ſgr., 
Intendantur⸗Secretair Ehrhardt 15 fgr., zuſam⸗ 
men 44 Rthlr. ö 

Um weitere Beiträge bittet der Unterzeichnete. 

Poſen, den 16. November 1848. 

e Crouſaz, Gerberſtr. No. 7. 
ä — —— r] — — — 
N Etdictal⸗Citation. 
Nachſtehende Perſonen: 

3 it am IIten Juli 1799 zu Parchwitz gebo⸗ 
rene Oekonom Heinrich Friedrich Albert 
Schimmelpfennig von der Oye, welcher 
von 1818 bis 1821 beim 2ten (Leib⸗) Huſa⸗ 
ren⸗Regiment gedient, und ſich vom Auguſt 


1821 bis November 1828 zu Reichen, Kreis 


Namslau, als Oekonom aufgehalten, ſeit 1829 
aber nichts mehr von ſich hat hören laſſen; 
2) der ſeit 50 Jahren verſchollene Chriſtian 


konnte, dieſes vorſtellig zu machen und die Regierung zu erſuchen, ihrer— 


Berger, zuletzt zu Schildau bei Hirſchberg 
anſäſſtg, deſſen nähere perſönliche Verhältniſſe 
nicht bekannt find; i 
3) Der Böttcher Johann Gottfried Rim ay 
aus Sims dorf, Trebnitzer Kreiſes, von wel⸗ 
chem die letzte Nachricht im Jahre 1830 aus 
Cöln am Rhein eingegangen; 
ſowie deren unbekannte Erben und Erbesnehmer, 
werden zum Termine den 20. Oktober 1849 Vor⸗ 
mittag 11 Uhr vor dem Oberlandes-Gerichts-Reſeren⸗ 
darius Niederſtetter in unſer Partheienzimmer 
Nr. II. mit der Anweiſung vorgeladen: ſich vor oder 
im Termine ſchriftlich oder perſönlich zu melden, unter 
der Warnung, daß die unter Nr. I, 2 und 3 bezeich⸗ 
neten Perſonen ſonſt für todt erklärt, die mitvorge⸗ 
ladenen Erben aber mit ihren Anſprüchen an deren 
Nachlaß werden ausgeſchloſſen werden. - 
Breslau, den 30. September 1848. 
Königliches Oberlandes-Gericht. 
Erſter Senat. 


St. Martinsſtraße No. 78., der Kirche gegenüber, 
iſt jetzt oder zum Iſten Januar k. J. eine Wohnung 
mit auch ohne Stallung und Remiſe zu vermiethen. 
Desgleichen eine Stube. 


Markt No. 79. erſte Etage 


iſt eine Wohnung, ganz oder theilweiſe, mit oder 
ohne Möbel, ſofort oder zu Neujahr k. J. billig 
zu vermiethen. 5 


Fr. Schuſter's 


l 7 
5 5 Gas⸗Aether-Fabrik in Berlin, 


SR 8 verkauft in der Niederlage zu Po“ 
Hafen, im Oelladen Schloßſtraße und 
Markt⸗Ecke Ro. 84., den beſten Gasälber, an 


Wiederverkäufer zu ermäßigten Preiſen. 


Heute Sonnabend den 1 9 ladet zu 
i rkohl er 
e Wealew sft, Sl. Martin bei Haupt. 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. Vetantwortl. Redacteur: C. Henſel. 7 


Ich erſuche den Herrn, welcher meinen ſeidenen 
Regenſchirm (mit kleinem Griff von Horn, oben 
eine kleine Silberplatte) am 21ſten Oktober aus dem 
Saal des Odeums aus Verſehen mitgenommen, den⸗ 
ſelben Wilhelmsplatz No. 1. beim Portier abzuge⸗ 
ben und den zurückgelaſſenen Schirm dafür in Em⸗ 
pfang zu nehmen. Hildebrandt. 


Berliner Börse. 
bien 15. November 1848. [ice Briet. Tu 
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Da die zur freiwilligen Ablieferung der Waffen feſtgeſetzte Friſt abermals 
vorübergegangen iſt, ohne daß der Aufforderung genügt worden, die der Bürger⸗ 
wehr vom Staate verabreichten Königlichen Dieuſtwaffen zurückzuliefern, jo wird 
es nunmehr Pflicht der Behörde,” mit der Abnahme der Waffen alles Eruſtes vor: 
zuſchrelten. Es ſoll hierdurch zugleich votzugsweiſe verhindert werden, daß den 
Bürgern noch ferner die Waffen von Unbefugten auf die gewaltſamſte Weiſe abge- 
nommen werden, wie dies bisher vielfältig geſchehen iſt. Auf Anordnung der 
Kommandantur werden demnach morgen früh von 9 Uhr ab in den Straßen 
Militair⸗Pattonillen erſcheinen, welche Transportwagen mit ſich führen. Sobald 
von den Patrouillen ein Zeichen mit der Trommel gegeben worden, müſſen in allen 
Hänfern ſämmtliche gelieferte Waffen nebſt Munition auf den Hausfluren zuſam⸗ 
mengebracht werden, von wo ſie durch Kommandirte in Empfang genommen ıwers 
den ſollen. Sollte auch dieſer Aufforderung nicht nachgekommen werden, jo ha⸗ 
ven die Haus Eigenthümer und die Beſitzer von Waffen ſich die unvermeidlichen 
Folgen ſelbſt beizumeſſen, welche mit einer Hausdurchſuchung und gewaltfamen 
Waffen ⸗Fortuahme verbunden find. Die Militair-Behoͤrde erwartet indeß von 
dem ehrenwerthen Sinn der Bürgerſchaft und namentlich von einer geeigneten 
Mitwirkung der Bezitksvorſteher, daß dieſelbe den Truppen in ihrer ſchwierigſten 
Aufgabe entgegenkommen und nicht durch unerwarteten Widerſtaud die größten 
Gefahren über die Stadt und das Vaterland herbeiführen werde. Für jede ab; 
gelieferte Waffe wird eine Marke ausgetheilt. Verlin, den 14. November 1848. 

von Thümen, General- Major und Kommandant. 

Die nachſtehende, bei Trommelſchlag ſeitens der hieſigen Garuiſon, und durch 
offentlichen Auſchlag am Abend des 13 d. M. hier publizirte Bekanntmachung 
wird von neuem hierdurch zur öffentlichen Keuntuiß gebracht: 

In Verfolg meiner Bekanntmachung vom 12. d. M. bringe ich hierdurch 
zur öffentlichen Kenutniß: „daß Alle, welche in Berlin oder in deſſen unter Be⸗ 
lagerungszuſtand geſetzten Umgebungen durch eine verrätheriſche Handlung den 
von mir kommandirten Truppen Gefahr oder Nachtheil bereiten, auf Grund der 
Vorſchrift g. 18. Tyl. 2. des Militafr⸗ Straf- Geſetzbuches von 3. April 1845 
ſofort vor ein Kriegsgericht geſtellt werden ſollen wu ann a 

Berlin, den 15. November 1848. (gez.) von Wraugel, General. 

Eirkulate au fämmtliche Königl. Regierungen. Es iſt zu mei⸗ 
ner Keuntniß gekommen, daß in verſchiedenen Landestheilen auf dem platten Lande 
dadurch eine nicht unbedeutende Aufregung hervorgerufen wird, daß man das Ge⸗ 

. „als gehe die Staats- Negierung damit um, die Wohlihaten, 
welche durch die bereits vorgelegten und vorbereiteten Geſetze der ländlichen Be 
völkerung zu Theil werden ſollen, nicht in Erfüllung gehen zu laſſen. Die Re⸗ 
gierung iſt jedoch auch in dieſet Beziehung feſt entſchloſſen, den betretenen Weg 
zu verfolgen und den bäuerlichen Eingeſeſſenen jede irgend zuläſſige Erleichterung 
zu gewähren. Die Königliche Regierung verpflichte ich, von dieſer Abſicht der 
Staats ⸗Negierung der ländlichen Bevölkerung Ihres Bezirkes ſchleunigſt auf 
geeignete Weiſe Keuntniß zu geben und die Landtäthe zu veraulaſſen, daß in den 
einzelnen Ortſchaften der Kreife das erwähnte Gerücht widerlegt und den Einge⸗ 
ſeſſenen die Ueberzeugung verſchafft werde, wie das Staats-Miniſtetium entſchloſ⸗ 
ſen ſei, wie alle die von St. Maſeſtat dem Könige ertheilten Zuſagen getren zu 
erfüllen, jo namentlich auch das Wohl der ländlichen Bevolkernug nach Kräften 
zu fordern. Berlin, den 15. November 1848. Der Minkſter des Junern. 
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in Strafge 
b 1 herum 
In Neuſtadt a. 
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d. W. u „keine $ 
wagt 8688. drann dee 18 9 Per 
mysl zurückgezogen hat. In Dembno, „ ſie er 
Anal befindet, ‚find, 4 Paſonen —— a eee 

uf Berlin, den 15. Nop. Der Belagerungszuſtand wird in der milpefien 


nehmen, und er giebt, da er es für eine Unmöglichkeit 
zu bewerten 0 99 Dr, letzteres zu e 


Poſener Zeitung. 


den 18. November 1848. 


Weiſe gehaudhobt. Die Bevölkerung Berlins verhält ſich zwar auch im allnemei⸗ 


neu durchaus ruhig, doch kaun man ſich noch nicht der fo lauge gewohnten Attroup⸗ 
pements enthalten und dieſe werden von den Patrouillen, ſo lauge ſie nicht ſehr 
bedeutend find, augenſcheiulich ignorirt; zur Ablieferung der Waffen hat man den 
Termin verlängert und wieder verlängert, und iſt heut endlich dazu geſchritten, 
die Waffen ſelbſt abzuholen, wobei man ebenfalls mit großer Nachſicht verfährt. 
Von Mitgliedern der National-Verſammlung hat man nur Herrn Schramm 
verhaftet und zwar dieſen, weil er auch außerhalb der Verſammlung Reden gehal- 
ten haben ſoll; wie wir vernehmen, hat man ihn ſogar ſchon wieder freigelaſſen. 
Dies alles iſt gewiß als große Nachſicht, in Betracht des einmal verhaͤngten Bela⸗ 
gerungszuſtandes, anzuerkennen; die Regierung ſcheint damit ihre früheren Ueber⸗ 
eilungen wieder gut machen zu wollen. Heute Morgen hatte abermals die Ver⸗ 
ſammlung im Rathhauſe zuſammen kommen wollen, das Gebäude wurde von 
Militair umſtellt, die wenigen ſchon auweſenden Mitglieder hinausgeführt, die 
eintreffenden nicht zugelaſſen, und jo die Sitzung abermals aufgelöft. Geſtern 
hat, wie wir hören, die gemäßigte Partei der National-Verſammlung es durch⸗ 
geſetzt, für den Fall, daß die Verſammlung heute wieder aufgelöft werden würde, 
die Sitzungen für die Dauer des Belagerungszuſtandes zu vertagen und fo wird 
denn für jetzt die Thätigkeit der Verſammlung, die in den letzten Tagen überhaupt 
nur eine Scheinthätigkeit war, ſuspendirt ſein. Gewiß trägt es auch nicht dazu 
bei, die Achtung vor der Verſammlung zu vermehren, wenn ſie ſich alle Tage mit 
Gewalt vertreiben laßt; einen ſolchen Akt muß man einmal vornehmen, aber nicht 
durch fortwährende Wiederholung zu einer Spielerei herabſinken laſſen. — Wie 
der Stand der Dinge jetzt iſt, iſt zu hoffen, daß ſich alle Verwicklungen auf fried⸗ 
liche Weiſe löſen werden; die Hauptſchwierigkeit dürfte dabei die Bildung eines 
neuen Miniſteriums fein (nach unſerer feſten Ueberzeugung wird das Miniſterium 
Brandenburg bei der Wiedereröffnung der Kammer nicht mehr auftreten), da 
die Männer, welche bisher als Vermittler galten, wie Herr v. Unruh, jetzt zu 
Miniſtern zu ernennen, eine große Selbftüberwindung der Krone derlaugen würde. 
— Was die Verlegung nach Brandenburg betrifft, ſo hoffen wir noch immer, 
daß die Krone davon abſtehen wird, was ſie nach unſerer Meinung auch kann, 
ohne ſich zu kompromittiren, da küuftighin hier am Ort auf beſſere Ordnung ge⸗ 
halten werden dürfte, als leider bisher geſchehen. — Aus den Provinzen laufen 
zahlreiche Adreſſen ein, die ſich bald für das Recht der Krone, bald für das Recht 
der Verſanmlung ausſptechen, ſo daß es ſchwer werden dürfte zu beſtimmen, wo⸗ 
hin ſich die Majorität neigt. 
Herr Baſſermann k iſt geſtern Mittag um 2 Uhr nach Frankfurt abgereiſt, 
wahrſcheinlich um dort authentiſche Berichte über die hieſigen Ereiguiſſe im Parla⸗ 
mente vorzutragen; wie wit aus ſicherer Quelle vernehmen, iſt auch er der An⸗ 
fit, daß die Krone unzweifelhaft an formellen echt war bei der Maßregel der 
Verlegung der Berfommlung, daß ſie aber einen Höhn ungeeigneten Zeitpunkt und 
vorallem höchſt ungeeignete Manner zur Ausführung ihrer Maßregel gewählt hat. 
0 Berlin, den 15. Nov. Die Stade iſt vollig ruhig; die Entwaffüung 
wird joeben in der Friedrichsſiraße vorgenommen. Auf den Trommelſchlag werden 
die Gewehre und Munition von den Bütgern an die Militairkommando'e abge⸗ 
liefert. Die Maſchinenbauer haben die Waffen freiwillig abgegeben. Borſig hat 
ihnen die Lage der Sache einfach vorgeſtellt: „Wenn Ihr mit mlt nicht einverſtau⸗ 
den ſeid,“ hat er geſchloſſen, „ſo thut was Ihr wollt. Ihr Hunt mit die Fabrik 
anzünden, daun bin ich ein armer Mann. Aber ich habe etwas gelernt und werde 
als Werkmeiſter immer mein Brod finden. Ob Ihr dabei beſſer fahren werdet, 
habt Ihr zu überlegen. Die Maſchinenbauer haben ſich gefügt. Die Entwaffnung 
ſchititet vorwärts. Sämmtliche Schleſiſche Vauern find geſtern aug der National 
verſammlung ausgeſchieden trotz der Bemühung Muruh's, wie le ſagten weil man 
ihnen zu weit und gegen ihren König gehe. In Folge deſſen hat man beſchloſſen, 
die Beſchlußfähigkeit der Verſammlung nur von dem Erſcheinen von 3 abhängig zu 
machen; ferner daß die Veiſammlung au jedem Orte des Laudes rechtsgültig tage, 
wo der Praſident ſie hinberufen würde. Der von der Rechten und dem rechten 
Centrum erwählte Ausſchuß beſteht aus den Abgeordneten Walter, Baumſtark, 
Heſſe (Solingen) von der Rechten, und Harkort, Müller, Uuterſtaatsſekretair, 
und von Meuſebach vom rechten Centrum. Abgeordneter Oſtermann und Neicheuss 
perger find im Auftrage dieſes Ausſchuſſes geſtern nach Fraukfurt abgereiſt. Der 
Ausſchuß hat heute nachſlehendes Schreiben an das Staatsminiſterium gerichtet: 
Der unterzeichnete gewählte Ausſchuß der Ge ſammtheit derjenigen Abgeord⸗ 
neten, welche getreu ihrer Ueberzeugung, daß die Verlegung der Nationalvers 
ſammlung kein Recht, des Volks und ſeiner Vertreter verlctze, am 9. d. M. der 
Anordnung der Krone ſich fügten, halt es für ſeine Pflicht, hiermit die unum⸗ 
wundene Anfrage zu thun, ob ein hohes Staatsminiſterium die ſofortige Be⸗ 
rufung der Nationalverſammlung in Folge der heute für die Stadt Berlin au⸗ 
geordneten Suspendirung der habeas Corpus-Acte, bereits verfügt habe, ins 
dem derſelbe der Auſicht iſt, daß dieſe Berufung nach §. 8 des Geſetzes vom 
24. Sept. d. J. ſoſort ſtattſinden müſſe, wenn nicht eine Verletzung heiliger 
und verbriefter Rechte des Volks eintreten ſollte. 1193 
Berlin, den 15. Nov. 1848, | 
Oer erwählte Ausſchuß der Rechten und des sehten Ceutrums 
4 der National-⸗Verſammmlung.“ ; 
(gez.) Heſſe. Baumſtark. Walter. Müller. v. Meuſebach. Harkort. 
Wir erfahren, daß dieſer Schritt ſich mit einem Beſchluſſe des Staats mini⸗ 
Bert, der aus eigner Eniſchlleßung deſſeſben beceits hervorgegangen war, ge⸗ 
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kreuzt hat. Die Einberufung der National: Verſammlung re iſt 
daher vielleicht noch in einer kürzern Friſt vor dem 27ſten zu erwarten. 

Einem zweiten, nicht fo verbürgten Gerüchte zufolge, ſoll der befanute Fühs 
rer des Centrums (wir hoffen zur Ehre dieſer Parthei nicht in ihrem Auftrage) bei 
den Unterhandlungen mit Herrn Baſſermann als Ultimatum die Thronentſa⸗ 
gung des Königs und die Bedingung geſtellt haben, daß der Prinz von Preußen 
als Nachfolger ſich einer Verfaſſung zu unterwerfen habe, die ihm jeden Einfluß 
auf die Regierung des Landes entziehe. 1 

Um die Verwickelung unferer Zuſtände klar zu machen, darf eine Auſchaunugs⸗ 
weiſe nicht übergangen werden, die man von manchen Seiten ſchon geſchaͤftig zu 
verbreiten ſucht. Man giebt zu verſtehn, eine gewiſſe Parthei habe den Konig 
zu dieſen außerſten Schritten gedrängt, um ihn in ein unzerreißbares Netz zu ver⸗ 
firiden und ihn auf dem Throne ferner unmöglich zu machen. — Man fühlt die 
Abſicht der Umſturzvarthei, Zwieſpalt in das Feldlager derer zu tragen, die an 
dem conſtitutionellen Königthum feſthalten, aus ſolchen Inſinuationen nur allzu 
deutlich heraus. 

Wird das Land nun endlich die Augen öffnen und erkennen, daß wir am Vor⸗ 
abende des Kampfes ſtehen zwiſchen der eonſtitutionellen Monarchie und der rothen 
Republik! Nur Eintracht und Treue kann uns vor dem Abgrunde bewahren in den 
der Fanatismus einer Parthei uns zu ſtürzen droht! 

Berlin, den 16. Nov. Der Voſſ. Ztg. iſt aus dem Staatsminifterium 
Folgendes zugegangen: 

Die Denkſchrift zur Anklage der Miniſter, welche Herr Waldeck 
in der letzten Sitzung des Schützenhauſts vortrug, konnte eigenthümliche Betrach- 
tungen über Das erwecken, worauf ſich dieſe Partei ſonſt fo viel zu Gute ge⸗ 
than hat, nämlich über ihre Conſeguenz. So oſt in den letzten Monaten 
Anklagen und Verurtheilungen wegen Vergehen erfolgten, die aus den Aus⸗ 
ſchreitungen der ſogenannten demokratiſchen Partei hervorgegangen waren, 
wurde geltend gemacht, wie widerſinnig und ungerecht es ſei, nach den alten 
Geſetzen Vergehen beurtheilen zu wollen, welche ganz neuen Staatszuſtän⸗ 
den angehörten. Dieſelbe Partei aber, welche vornämlich dieſe Anficht juris 
ſiſch wie logiſch zu verfechten geſucht, iſt es jetzt, welche gleichwohl die alten 
Geſetze auf Veurtheilung des Staatsminifieriums in feinen Schritten zur 
Bewältigung und ordnungsmäßigen Ausgleichung eben dieſer neuen Staats⸗ 
zuſtände, für anwendbar erklärt. Daß ein gewiegter Juriſt, wie Hr. Wal⸗ 
deck, der feine Stellung im geheimen Ober-Tribunal nicht ſelten als eine gewich⸗ 
tige Autorität in den parlamentariſchen Debatten ſelbſt geltend machte, ſich diele 
juxiſtiſche Gedankenloſigkeit zu Schulden kommen laſſen konnte, muß uns von 
ihm am meiſten Wunder nehmen. Ihm, wie auch den übrigen zahlreichen Ju⸗ 
riſten in dieſer Geſellſchaft mußte es klar ſein, und war es auch vielleicht, daß 

92. Tit. 2, des allgemeinen preugiſchen Landrechts, wo von einem gewalt⸗ 
ſamen Umfturz der Verfaſſung die Rede iſt, auch durch die künſtlichme und buch⸗ 
ſtäblichſte Anwendung nicht auf einen Fall herangezogen werden kann, wo es 
ſich, wenn auch durch die Nothwendigkeit außerordentliche Mittel, doch nicht 
um einen Umſturz des Bestehenden, ſondern vielmehr nur um die Abwendung und 
Reinigung derjenigen zerſtörenden Elemente handelt, welche den wahren orga⸗ 
niſchen Aufbau unſres Staats hatten hindern und unmöglich machen wollen. 
Die Nationalverſammlung, wenn ſie wirklich eine ſolche war, aus deren Mitte 
dieſe Geſetze unſers ſtaatlichen Wieder⸗Aufbaus hätten hervorgrhen können, würde 
dann auch gegen ihre Nation die Pflicht bewieſen haben, ſich zum Heil des Va⸗ 
terlandes einer Beſtimmung unterzuordnen, die nur ihre lokale Exiſtenz betraf 
und die ihre unläugbaren Verwickelungen mit den Tages und Parteileiden⸗ 
ſchaften zum Frommen der künftigen Verfaſſung Preußens abſchneiden ſollte. 
Bis zu dieſer geſetzlichen Selbſtüberwindung hat ſie aber den „friedlichen Wider⸗ 
ſtand nicht ausdehnen wollen, und ſo hat fie durch ſich ſelbſt ihre Lage bis zu 
der faktiſchen und rechtlichen Auflöſung geſteigett, bei welcher ſie der⸗ 
malen angelangt iſt. Daß die Nationalverſammlung ſich ſelbſt von innen her 
aufgelöft hat, wird man ſich zuerſt zum Bewußtſein zu bringen haben, wenn 
man die Sachlage unferer Verhältniſſe in ihrem weiteren unvermeidlichen Fort⸗ 
gang richtig und gerecht würdigen will! — i 
— Die Stadtverordneten haben eine Deputation an Se. K. Hoh. den 
Prinzen v. Preußen beſchloſſen, um die Vermittelung deſſelben bei Sr. Maj. 
dem Könige nachzuſuchen, daß die beſtehenden Konflikte zwiſchen Krone und Na⸗ 
tionalverſammlung zu einer gütlichen Ausgleichung gefördert würden. 


Berlin, den 16. Nov. (Allg. Pr. St.⸗A.) Gewiß haben in dieſen Tas 
gen unzähtige Augen auf Frankfurt geblickt und mie ängſtlicher Spannung erwar⸗ 
tet, wie die Centralgewalt und die Natlonal⸗Verſammlung ſich über die Maßre⸗ 
geln der Regierung ausſprechen werde. Die Stimme der letzteren wird in weiten 
Kreiſen als die Stimme Dentſchlands angeſehen. Schon hat dleſelbe ſich mit die, 
ſer Frage beſchäftigt; mit Recht find alle auf dieſelbe bezüglichen Anträge als 
dringlich anerkannt worden, und der Ausſchuß vom 13. November beauftragt, 
feinen Bericht gleich am folgenden Tage zu erſtatten. Bis jetzt liegt uu der Anz 
fang der Berathung vom 15. November vor, zugleich mit dem Bericht des Aus- 
ſchuſſes und einem doppelten Majoritätd; und Miuotitäts⸗ Gutachten. Niemand 
kann ſich verhehlen, daß es für Deutſchland und Preußen hochſt wichtig iſt, wie 
die Eniſcheidung ausfallen wird. Un ſich die Folgen im voraus klar zu machen, 
iſt es gut, das Verhältniß der beiden Anträge zu einander ſcharf ius Auge zu 
faſſen. Es genügt dazu eine einfache Zuſammenſtellung der verſchiedenen Faſſun⸗ 
gen des erſten Satzes der beiden Anträge, welche das Recht der Krone behaudelt; 
im letzten Theile, dem Wunſche nach einem Miniſterium des Vertrauens, find 
belde Anträge einig. Wan 

Die Maforktät des Ausſchuſſes beantragt: „Die Reichs⸗Verſammlung 
wolle in usbereinſtlm mung mit den von dem Reichs ⸗Miniſterium 
veſchloſſenen Maßregeln erffären, daß fie es für nöthig erachte: 1 

„Die Königlich Preußiſche Regierung dahin zu beſtimmen, daß ſie die angeord⸗ 
nete Verlegung der Een nach Brandenburg zurückuehme, ſo⸗ 
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bald ſolche Maßregeln getroffen find, welche ausreichend erfcheinen, um 
die Würde und Freiheit ihrer Verathungen in Berlin ſicher zu ſtellen.“ 

„Die Minderheit beantragt: „Die National-⸗Verſammlung wolle erklären, 
daß fie es für nöthig erachte: * e N 

„Die Königlich Preußiſche Regierung dahin zu beſtimmen, daß ſie die ange⸗ 
ordnete Vertagung und Verlegung der Preußiſchen National Verſammlung, als 
mit dem Weſen und dem Rechte einer Verſammlung zur Verein- 
barung der Verfaſſung unverträglich, auſhebe.“ 

Die Minderheit ſpricht alſo der Kroue das Recht der Verlegung und Verta⸗ 
gung ab, die Mehrheit des Ausſchuſſes erkeunt dieſes Recht an. 
Sie wünſcht nun, daß die Maßregel, mit demſelben Recht, wieder verändert 
werde, wenn die Umſtände, welche fie nothwendig machten, aufhören. 

Dies geht noch klarer aus dem Ausſchuß berichte ſelbſt und den darin zur Be⸗ 
gründung des Antrages ausgeſprochenen Motiven hervor. Der Ausſchuß bericht ſagt: 

„In Betreff der Verlegung der National Verſammlung (die Bertaguug 
it nur als faktiſche Folge dieſer Verlegung zu betrachten) kann 
der Ausſchuß mit Bezug auf die notoriſch vorliegenden Thatſachen nicht in Abrede 
fielen, daß die Krone, kraft ihres Berufs, die Verſammlung gegen Angriffe, Ver⸗ 
letzungen ihrer Würde uud die Freiheit ihrer Berathungen hemmende Elnſchüchte⸗ 
rungen von außen her zu ſchützen, unter außerordentlichen Umjtänden eben ſo 
berechtigt als verpflichtet erſcheinen kann, eine ſolche Verle⸗ 
gung zu beſchließen. Da ſolche außerordentliche Umſtände in Berlin 
zweifellos obgewaltet, fo konnte der Ausſchuß nicht der Auſicht fein, daß die 
fragliche Verlegung als ein ungerechtfertigter, die Rechte der Natlonal-Verſamm⸗ 
lung verletzender Akt der Willkür zu betrachten ſei,“ 

Eben fo iſt es zu beachten, daß in dem Antrag des Ausſchuſſes die Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Beſchlüſſen des Neichs⸗Miuiſteriums aufgenommen iſt, wel⸗ 
che die Minderheit natürlich verwerfen mußte, da laut der dem Ausſchuß mitge⸗ 
theilten Inſtruktion an Herrn Baſſermaun in denſelben ausdrücklich die Verlegung 
der National⸗Verſammlung nach Brandenburg, und nur nach getroffenen Maß⸗ 
regeln zum Schuß derſelben in Berlin eine Zurückverlegung nach Berlin un⸗ 
ter den Punkten aufgeführt wird, „für deren Erreichung der Beauftragte des 
Reichs-⸗Miniſteriums zu wirken habe.“ 

Naͤheren Aufſchluß über die Juſtruktion giebt ein offenbar aus wohlunterrich⸗ 
teter Quelle geflojjener Artikel, Frankfurt, 13. November, in der Extra- Beilage 
der Deutſchen Zeitung vom 14. d. M., welche als den Juhalt derſelben be⸗ 
zeichnet: „daß unter vollkommener Anerkennung des Rechtes der 
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die Autorität der Geſetze aufrecht erhalten werden ſolle; und endlich, daß kei 
Widerſpruch gegen das Recht der Krone: di | — 
die Landes ⸗Verſa ums 
lung an einen anderen Ort zu verlegen, erhoben werden könne.“ 
Wir haben nur dieſe Auszüge zuſammenſtellen wollen, um die Bedeutung der 
beiden Anträge in das rechte Licht zu ſtellen. Es kommt nun Alles darauf an, 
welche von deu beiden Anträgen die Nationalverſammlung annimmt. Mit de r 
Anngbme des Majoritäts, Gutachtens wird ſis ſ ich für die Krone 
undahr echt, mit der Annahme des Minderheite, Antrages 
für die verſammelt gebliebene Fraction der Natioalverſamm⸗ 
lung erklären. 0 A ih ge 
Nach eben eingehenden Berichten iſt noch in derſelben Sitzung der Antrag der 
Majorität des Ausſchuſſes, mit einer Majorität von 50 Stimmen (239 gegen 
189% angenommen werden. in en rte 
Berlin, den 17. Nov, Vorgeſtern um 11 Uhr beabſichtigte die National- 
Verſammlung im Lokale der Stadtverordneten eine Sitzung zu halten, wurde aber 
durch militairiſches Einſchteiten behindert. "Siederfammelte ſich dabel Abends im 
Milent'ſchen Lokal unter den Linden. Gegenſtaud der Gerathung war die Steuer 
erverweigerun g. Die Verſammlung beſchloß ein ſtim mig: „Die Verſamm⸗ 
lung beſchließt, das Miniſterinu Brandenburg iſt nicht berechtigt uber Staatsgel⸗ 
der zu verfügen und die Steuern zu erheben, fo lange die Verſammlung nicht in Ber⸗ 
Un ihre Berathungen frei fottſetzen kaun. Der Beſchtuß tritt wit dem 17, Movbr. 
1848 in Kraft.“ Der Beſchluß wurde unter gewaltiger Aufregung in Auweſen⸗ 
heit des Militairs gefaßt, weiches in den Saal getreten war, um ihn zu raͤumen. 
Unter einem donnernden Hurrah trennten ſich die Abgeordneten nach jenem Veſchluß. 
Geſteru faud keine Plenarſitzung, ſondern nur eine Verathung in den Fractlonen fart. 
Halle den 13. November. "Mittag 12 Uhr. Es beginne ſehr unruhig 
in der Stadt zu werden. Nachdem geſtern Abend der Stab der Bärgerwehr im 
Verein mit den Verttauensmännern der Kompagnien einen ruergiſchen Proteſt 
gegen die Entwaffnung der Berliner Bürgerwehr beſchloſfen, iſt am gestrigen 
Abend durch eine Volksverſammlung ein Sicherheltsausſchuß von 14 Mitglie⸗ 
dern ernannt worden, der ſich heute Morgen Auf die Nachricht hin, da die 
zwei letzten Kompagnien, welche hier ſtehen, nach Berlin geruſen werden wür⸗ 
den, permanent erklärt hat. Die Wegrufung des Militairs hat eine große Ae 
regung in die nun von allen Truppen eulblößte Stadt gemein, Bit Re⸗ 
den wurden eben auf dem Mackte gehalten Eben wird auch Generalmarſch 
geschlagen, um die Würgetivebe mlalnweuzurulen. Ich muß deshalb ap 
Ratibor, ben 14. Nov, (FÜ. Zig) Die Wiener Züge bringen viele 
Studenten mit, welche ſeh (bels der, Haft entzogen haben, tells doraus entlaffen 
find; fie begeben ſich meiſt nordwärts. Dieſelben willen viele Detaills zu erzählen, 
welche wir ſpäter nachtragen werden. Für jetzt nur dies: Der Sachſiſche Geſandte 
begab ſich zur Wiener Mllitaltbehörde, aufragend, wit welchem Rechte R. G lum 
verhaftet worden ſel. Es wurde ihm trocken geantwortet: Blum ſel nicht mehr vera 
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dem er bereits erſchoſſen ſei. Todtenblaß eutfernke ſich der Geſandte, ohne 

ein Wort weiter zu ſprechen. Gt iſt indeſſen noch in Wien. de si 
Til fit, (echo am Memeluſer.] Das Kollegium des hieſigen Land und Stadt⸗ 
Gerichts hat uns einen neuen Beweis von der ehrenhaſten Feſtigkeit Preuß. Rich⸗ 
ter gegeben. — Gegen die Verfügung des Juſtizminiſters, in der er „die fefle Er⸗ 
wartung“ ausſpricht, daß die Richter ſich ernſtlich angelegen fein laſſen werden, im 
Sine ber ſhnen „dargelegten Grundſatze des gegenwärtigen Miniſterial⸗Programms“ 
zu betfahten, hat das Kollegium energifche Verwahrung niedergelegt, indem es er: 
klärt, daß es der Ueberzeugung lebe, der Richter habe in ſeiner amtlichen Stellung 
keine audere Norm feines Handelns anzuerkennen, als das Geſetz; in ſeiner außer, 
amtlichen aber gleich jedem andern Staatsbürger ſeiner aufrichtigen Ueberzeugung 
zu folgen, nicht aber ſich an die Programme ſchnell wechſelnder Miniſterien zu keh— 
ren; nur ſo konne er ſich die Würde feiner Stellung und das Vertrauen feiner 
Mitbürger, das der Richter vor allen audern in Auſpruch nehmen müſſe, bewahren. 
Trier, den 12. Nov. Es haben ſich die Wahlmänner des Land- und Stadt⸗ 
kreiſes Trier in einer ſehr entſchiedenen Proklamation unbedingt für die National- 
Verſammlung ausgeſprochen. Der demokratiſche Verein, der Arbeiterverein und der 

Landwehr Verein haben ſich derſelben angefchloffen.. 

Köln, 12. Rov. In einer geſtern Nachmittags ſtattgefundenen zahlreich 


lab l. See e wurde folgende Adreſſe an die Nativnalverfamme 

Die unterzeichneten Bürger Kölns erklären, 
zur Vereinbarung der preußischen Verfaſſung durch 
Beſchluß: der Krone nicht das Recht zuzugeſlehen, die Verſammlung wider ihren 

Villen zu vertagen, zu verlegen oder aufzulsſen, — den Dank des Volkes ver⸗ 
dient habe, daß die Unterzeichneten dieſem Beſchluſſe ihre volle Zuſtimmung ge⸗ 
ben und durch alle ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel dahin wirken werden, dem» 
felben Geltung zu verſchaffen. 

Die Adreſſe iſt dem Stadtrath übergeben, der ſie zu der ſeinigen machen 
ſoll. Der Reichsgeſandte Herr Raveaux, welcher der Volksverſammlung ſelbſt 
beigewohnt hatte, verſprach, die Adreſſe im Stadtrath zu unterflügen. Heute 
bat der Stadtrath dieſelbe mit 11 gegen 10 Stimmen angenommen, und nur 
den Paſſus „mit allen uns zu Gebote ſtehenden Mitteln“ in die Worte „mit 
allen geſetzlichen Mitteln“ verwandelt. 

Frankfurt, den 13. Nov. Auf die telegraphiſche Anfrage (von Verlin), ob 
Herr Arnold Ru ge noch Mitglied der Reichs Verſammlung ſei, iſt von hier aus 
eee, . ns Hahn 

Olmütz, den 14, Nov. Miniſter Recſa y iſt am Hoflager eingetroffen. Von 
der Garuiſon Olmütz rückte Militair zur Dämpfung eines im Troppauer Kreiſe 
ausgebrochenen Auf ſtandes ab. 


Ausland. 
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Patis, 5 1 W Der Miniſter des Innern ſämmt⸗ 
ue, Sete cin Sener CARE. det . eb fer dle err. 
dige Ausführung des Dekrets, nach velchem die Verſaſſung am 19 in jeder Ge⸗ 
meinde durch den Male öffentlich werlefen worden ſoll, zu forgen und ſich wegen 
des religiöfen Theiles der Feier mit der Geiftlichkeit zu benehmen. Zugleich for⸗ 
dert er fie auf, die zweckmäßige Vertheilung des auf jedes Departement lreffen⸗ 
den Theiles der 400,000 Fr. zu veranlaſſen, welche die National⸗Verſammlung 
für gedachten Tag zur Vertheilung unter die Armen bewilligt hat — Das er⸗ 
klärte Organ L. Napolton's, die „Liberté“, kündigt an, daß derſelbe, weil ihm 
mitgetheilt worden ſel, daß feine Anweſenheit bei dem heutigen Feſte unkluge 
oder heimtückiſche Kundgebungen veranlaſſen könnte „Paris verlaff abe, 

einige T Lande zuzubringen. 5 


Lyon, den 8. Nov. Für die Wiederauftichtung unferer Nationalgarde ges 


haftet, 


daß ſich die Verſammlung 
den am 9. d. M. gefaßten 


ſchehen von allen Seiten Schritte, allein das Miniſterium ſcheint keine Luſt zu 


9 nachzukommen, da General Gemeau zu wiederholten Ma⸗ 
d 7 ürgerwehr könne nur dann wieder vollſtändig organiſirt wer⸗ 
den, wen die Rehierung Lust habe, unſere regelmäßige Beſatzung auf das Dop⸗ 
5 gegenwartigen Gffeftioftärfe zu bringen. — In unſern Fabtiken herrſcht 
8 Ae man aus deu von der Regierung bewilligten Ausfuhr, Prämien, 
ziehen I ta a Eupde künftigen Monats Geltung haben, den möglichſten Nutzen 
Napolebn's mit de e bonapartiſtiſchen Sendlinge haben bei uns die Wahl Lonis 
1 Verſprechen angekuͤndigt, daß eine der erſten Haudlungen ſeiner 

Regiernng ei Bewilligung von 50 Millionen für die geſunkene Industrie Lyons 
ſein werde. Ein Drittel diefer Summe ſolle den Arbeitern ausſchließlich zu Gute 
toumen. Geiſtlicke, Schullehrer und Notare find von den Legitimiſten in den Sold 
genommen. Lamariine's Aubänger, welche wenig Erfolg für dieſen hoffen, werden 
ſich wohl mit der Partei Capaignac's verſchmelzen. — Alle Flüſſe ſind bei uns 
de, boch angeſchwollen, daß mau Ueberſchwemmungen fürchtet. Die Saone iſt feit 
n Dahre 1840 nicht mehr fo geſtiegen, wie das ſeit einigen Tagen der Fall ift- 
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büßen Jae de alten Univerfitäten Oxford and Cambridge, vielleicht die fa⸗ 
Oxford erhebt hart Welt, werden allmalig. won Geiſt der Zeit berührt. In 
eben zwei neue Profepnollegium für neuere Sprachen. In Cambridge follen 


richtet werden. 2 

falten anerkennen, nam Männer der alten Schule welche nur drei Wiſſen⸗ 
l cin gemalt ehh, Latein und Malhematit, erheben gegen 
Eddie Tagesereigniſſe eſchrei. bern 145 
ſchreiber, welcher ein beſonderes . Vedeutung. 7 —— — a Geſchicht⸗ 
‚Htokratie angelegt hat, kann einen aer über die Sünden der Engliſchen Ari⸗ 


dann 


1806) hat durch fein Benehmen feine za, Tall eintragen. Lotd Midleton (geb. 
In bee nnen Sehr aan F 
6 


0 Neef ein Ende gemacht. 
dern, ben 10. Nos. Geſtenn Abend wurde mit ben „Berfoffungsfsennbe“ 


en habe, um 


Aber uren für moraliſche und phyſiſche Wiſſenſchaften einge- 


die Antwort des Vororts auf die letzte Note der Deutſchen Centralgewalt ausge⸗ 
geben. Das Publikum iſt jetzt zu ſehr mit den Bundesbehörden, beſonders mit 
den Wahlen in den Bundesrath, die nächte Woche vorkommen, ſowie mit der 
Frage über den Bundesſitz beſchäftigt, als daß es dem bedauerlichen Notenwechſel 
zwiſchen den beiden ſo nahe verwandten Nachbarſtaaten mehr als gewöhnliche 
Aufmerkſamkeit ſchenken könnte. Der Vorort hat feine Bereitwilligkeit gezeigt, 8 
Unterſuchung gegen die angeblich ſckuldigen Beamten einzuleiten; aber um dies 
thun zu können, müßte eine klar formulirte mit Thatſachen belegte Anklage vorlie⸗ 
geu. Sonſt fehle ihm die Handhabe fir amtliche Schritte; auf bloße Gerüchte 
hin könne der Vorort keine Kantonsregierung oder einzelne Beamten vor Gericht 
ſtellen. — Der Nationalrath hat geſtern ebenfalls die Wahlen in Uri und Obwal⸗ 
den für ungültig erklart und die betreffenden Kantone aufgefordert, neue und 
unbedingte Wahlen vorzunehmen. Erſatzmänner für Abgeordnete will der Stände⸗ 
rath nicht zulaſſen. — Vincenz Müller, Siegwarts Schwager, hat eine Broſchüre 
ausgegeben unter dem Titel: „Meine Rechtfertigung vor dem Volke von Uri.“ 
— Die Regierung von Teſſin hat diejenigen Italieniſchen Flüchtlinge fortgewieſen, 
welche an den letzten Ereigniſſen theilgenommen haben. 
Ba Yun aa: mien. 

Venedig den 13. Oktober. Die Nachrichten über die Wiener Unruhen 
finden in der hieſigen Vevölkerung das freudigſte Echo. Man ergießt ſich in 
Lob über die Wiener, beſonders über die akademiſche Legion! Wir erwarten 
mit ängſtlicher Theilnahme die weiteren Berichte über die folgereichen Tage. 
Auch in Trieſt ſoll es Unruhen gegeben haben. Wie viel von dem wahr iſt, 
was darüber hier erzählt wird, darüber wage ich nicht meine Muthmaßung zu 
äußern. Ich trage die Gerüchte einſtweilen in mein „Märchenbuch für 1848“ 
ein. Uebrigens herrſcht hier vollkommene Ruhe, fo wie man auch (Dank den 
jetzigen wahrhaft lobenswerhen Bemühungen der Nationalgarde und der Gen⸗ 
darmerie!) bereits weniger von den früher öfters vorgekommenen Diebſtäh⸗ 
len hört. A. 3. 

Turin, 5. Nov. Geſtern Abend traf über Mailand die Nachricht ein, 
daß Wien kapitulirt habe. Seit drei Tagen hatte man ſich beinahe ausſchließ⸗ 
lich von der unglücklichen Kaiſerſtadt unterhalten, und noch bis zum letzten Augen⸗ 
blick auf irgend ein Ereigniß zu Gunſten der Wiener gehofft, auf bedeutende 
Deſertionen in der belagernden Armee, auf Aufſtände in den Provinzen te" Der 
Kriegsruf in Ober⸗Itallen, namentlick auch der „Ginnta Centrale N Ihsutre- 
ziona“ des Herrn Mazzint, wird nun immer ſchwächer werden und bald ganz 
verſtummen: das Miniſterium hingegen wird erſtarken. — Diebſtähle nehmen 
bier auf erſchreckende Art überhand, ſo daß der Geſetzentwurf, den der Miniſter 
des Innern in der Deputirtenſizung vom 2. verlas, auf keinen ernſten Wider⸗ 
ſtand ſtoßen kann. Es iſt hohe Zeit, daß über den „früheren Abſchaum der 
Mailänder Bevölkerung und die aus den Gefängniſſen Mantua's entlaſſenen 
Zwangsſträflinge“ zweckmäßig verfügt werde. 1 Ae e 


IE 


Fur den bier ‚folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich,] ; 


In einer Beiloge von No. 268 der Poſ. Ztg. konnte man len wie 29 
von den hieſigen Juriſten (unter denen beiläufig nur vier wirkli 15 . 
Rechtskundige erklären, Werde 10 11 Na W Be 
„daß der Krone das Recht nicht zuftche, einfeitig die National⸗Verſamm⸗ 
lung in Berlin zu verlegen oder zu vertagen, und daß alle darauf 
zielenden Schritte des Miniſteriums Brandenburg, inconftitwiionell 
und ungeſetzlich feien, ne Are eee 
. Da die Herren mit dieſem, wie ein Erkenntniß formulirtem Ausſpruche 
nicht ihre beſcheidene Privatmeinung ausſprechen, ſondern ausdrücklich „als 
Nechtskundige erklären“, ſo erfährt das Publikum mindeſtens „daß 
die ſchwebende Frage keine ſtaatsrechtliche, ſondern eine privatrechtli⸗ 
iſt, deren Eutſcheidung lediglich den Juriſten anheim fällt, und daß der 
oberſte Gerichtshof über der Krone und der Majorität der National⸗Verſamm⸗ 
lung — dieſe 29 Poſener Juriſten find! DHL DV EN neee 
Für dieſe Erweiterung unſerer Kenntniſſe können wir den Herren nur höchſt 
dankbar ſein; da dieſelben aber in ſchön-ſtolzem Bewußtſein ihrer Unfehlbarkeit 
uns die Motive ihrer Entſcheidung ſchuldig bleiben, ſo erlauben wir uns noch 
dit beſcheidene Frage: Dad ff ar 
Nach welcher Conſtitution find, die Schritte des Miniſterſums „in⸗ 
conſtitutionell?“ und . aut 
Nach welchem Geſetze ſind 


nnn 5310 
ſie „ungeſetzlich ?“ 9 


— 


ns de ang 
Zu den Beweiſen, daß in der Gegenwart die Begriffe über Recht und Un⸗ 
recht bei vielen, fonft für ein Urtheil befähigten Perſonen ſich verwirren gebört 
die Veröffentlichung, welche einige Mitglieder der hieſigen Juſtiz⸗ Kollegien, 
einige Anwälte und etliche, Auskultatoren am 15. d. M. ſich erlaubt haben. 
Dies Plakat iſt, vorzugsweiſe weil es von Männern aus dem Richterſtande aus⸗ 
geht, geeignet, Unwillen und Mißtrauen hervorzurufen, da bei Juſtiz⸗Beam⸗ 
ten eine Parteiname überhaupt nicht ſtattfinden, am wehigſten zu der Höhe — 
ſteigert werden darf, daß darunter die nächſten und höchſlen Pflichten des Aıntes 
in ihrer Ausübung gefährdet werden. Das Geſetz fielle die Unabhängigkeit des 
— bei jedem Richter an die Spitze feiner Amtsehre und befiehlt deshalb 
ort 2 5 

Die Richter müſſen ſich der vollkommenſten Unparteilichkeit befleißigen 
und ſich äußerſt hüten vor allen Leidenſchaften, die auf eine kaltblütige 
r Unparteilichkeit in ihren Urtheilen einen nachtheiligen Einſtuß haben 
könnten; darum ſollen fie alles Rathgebens oder ſonſunger Einmiſchun⸗ 

. gen in die Händel und Angelegenheilen Anderer ſich enthalten. 

f Von dieſen Pflichten ſind die Richter, deren Namen unter dem 
vom 15. d. ſtehen, abgewichen, weil ‚fie, noch obenein ungefragt, 
darüber ausſprechen, 
ben tolle 


71 


10 Plakate 
g e ihre t 

1 hen, welches Urtheils von ihnen ſich diejenigen zu 5 Br 
en, deren Parteiname für die Nationalverſammlung und de en Aufleh⸗ 
mung gegen die Befehle des Königs ſie einer Anklage vor den si en Juſtiz⸗ 
Behörden unterwerfen könnte. Eben ſo pflichtwidrig haben die An alte gehan⸗ 
delt, weiche in dem Plakate vom 15, d. uneingedenk geblieben ſind, daß ſie mit 
ihrem Dienſteide verſprochen haben, Alles zu meiden, wodurch Parteien zu Ver⸗ 


1650 


letzungen der Geſetze aufgehetzt werden können. Mit der Unerfahrenheit und 
Unreife der mitunterſchriebenen Auskultatoren könnte man Nachſicht haben, 
wenn nicht auch ihnen ſchon frühzeitig zuzurufen wäre, daß, wenn ſie einſt zur 
Ehre eines richterlichen Amtes gelangen ſollten, ſie daſſelbe vor jeder öffentlichen 
Parteinahme bewahren müſſen. 08 ou 


Allerdurchlauchtigſter Großmächtigſter König! 5 
Allergnädigſter König und Herr! vo 
In Ew. Königlichen Majeſtät Hände fühlen die Unterzeichneten zu dieſer 
entſcheidenden Zeit ſich gedrungen, die ehrerbietigſte Erklärung zu legen, daß 
wir, feſt vertrauend auf die durch Ew. Majeſtät Königliches Wort gegebenen 
Verheißungen bei dem in Beziehung auf die Haupt- und Reſidenzſtadt und des 
Landes Vertreter gegenwärtig ergriffenen Maßregeln uns keinerlei Beſorgniſſen 
hingeben, vielmehr dieſelben unter den obwaltenden Umſtänden als nothwendig 
erwartet haben. Wir ſind hierbei der Ueberzeugung, daß unſer Wort der Aus⸗ 
druck der Geſinnung der meiſten Bewohner des Vaterlandes iſt, und hoffen mit 
allen treuen Preußen, daß Ew. Majeſlät Regierung auch künftig die rechten 
Miltel treffen werde, die wahre Freiheit des Volkes zu ſchützen und zu fördern. 
In dieſer Gefinnung geloben wir, treu bem geleifieten Bürgereide, an Ew. 
Königlichen Mafeſtät und Allerhöchſtdero Königlichem Haufe in guten und bö⸗ 
ſen Tagen unverbrüchlich ſeſthalten zu wollen. rt 
Ew. Königlichen Majeſtät unterthänigſt gehorſamſte 
der Magiſtrat und die Stadträthe der Stadt Schocken. 
Schocken, den 15. November 1818. 


Was iſt von der kategoriſchen jedes Grundes entbehrenden Erklärung 
mehrerer hieſigen Juriſten zu halten, den ſchlagenden Argumenten gegenüber, 
welche in dem gediegenen Schreiben des berühmten Rechtsgelehrten und Pro⸗ 
feſſors Walther zu Bonn an den Präſidenten v. Unruh vom 13. November c. 
und in der Erklärung des Abgeordneten Rintelen, jetzigen Juſtizminiſters vom 
9/12. November c. in Betreff der Befugniß der Krone zur Verlegung der Na⸗ 
tionalverfammlung entwickelt worden find? 


Weshalb wird bei uns die Serviszahlung ſo ſehr verzögert, und weshalb 
iſt derfelbe für April noch gar nicht einmal vollſtändig liquidtrt? — Hat der 
Bürgermeiſter etwa mit der Forſt⸗ Kaſſe fo viel zu thun, daß fein eigentliches 
Amt darunter leiden muß? — Wird das General-Kommando nicht bald ein⸗ 
ſchreiten, um die Einwohner zu ihrem Gelde zu verhelfen, und damit die Un⸗ 
willfaͤhrigkeit manches Wirthes zu beſeitigen, unter welcher der Soldat leiden muß. 

f 24049 Viele Bürger aus Schrimm. 
FTF ˙» nnn 

Einem Artikel in der geſtrigen Poſener Zeitung gegenüber ſieht ſich die dort 
gemeinte Majorttät der Stadtverordneten zu der Erklärung genöthigt, daß ſie 
nach ihrer Pflicht und ihrem Gewiſſen geſtimmt hat, daß fie ſich bewußt if, das 
Intereſſe der geſammten Bevölkerung, der es um einen gefetlichen Zugaud im 


Staate zu thun iſt und zu thun fein muß, vertreten zu haben und daß fie, ge⸗ 


ist auf das Bewußtſein erfüllter Pflicht ruhig dem Urtheile des ganzen Po⸗ 
feuer Publikums in diefer Angelegenheit entgegenftcht, ohne ſich durch das Ge⸗ 
ſchrei einiger Demokraten beirten zu laſſen. Auch halten die Unterzeichneten es 
unter ihrer Würde, auf irgend einen ferneren Angriff zu antworten. 
Poſen, den 17. November 1848, 


Knorr. Hirſch. Klug. Körber. F. A. Krüger. S 
Müller. Kniffka. Wendland. Ordelin. Träger, Bielefeld. 


Aſch. Behr. 


Als Entgegnung auf die geſtrige Auftage in Betreff des Beſchluſſes der 
Majorität der Stadtverordneten nur die San Worte als Antwort: 
Sollte das deutſche Publikum Poſen wirklich der Anſicht ſein, daß, 


125 mid 1 
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Allen Freunden und Verwandten hiermit die 
ſchmerzliche Anzeige, daß meine geliebte Frau, Su⸗ 
fanne Selke, geb. Nit ſchke verehelicht geweſene 
Baer, am I6ten November Vormittags 10 Uhr 
mir durch den Tod enttiſſen wurde. 133 

Die Beerdigung findet Sonntag den igten Nach⸗ 
mittags 3 Uhr ſtatt. Michael Selke. 


Auerbachs Dorfgeſchichten. Neue Folge Cents 
haltend u. a. die „Frau Profeſſorin“) Preis 1 Rthlr. 
zu haben bei L. Schirmet, Wilhelmsſtr. No. 21.1 


behalten. 


VVekänntmachung. 
Am Ttten December d. J ſrüh um 10 ue 


ſollen durch den Rendanten Kurzhals vor unſerm 


Sclller. f 


san, eee eee eee 
Velfgal. der chriſttath. Gem: Vor und Nachm.? Hr. Pred.“ 


ſelben hiermit aufzuheben und die beſchloſſene gemein⸗ 
ſame Berathung über die Grundprincipien einer 
neuen Gemeinde ⸗Ordnung, einer ſpätern Zeit vorzu⸗ 


Wir unterlaſſen nicht die verehrlichen Vorſtände 
der Stadt⸗Gemtinden von dieſer Lage der 
ergebenſt in Kenutniß zu fegem 10 u5unil0 
Berlin, den 14. November 1848. 


wenn es ſich bei der vorgelegenen Frage nur um deutſches Jutereſſe handelte, 
die ehrenwerthen Mitglieder polniſcher Nationalität, welche ſich bel jeder Ab⸗ 
ſtimmung in der Minorität befanden, für das deulſche Intereſſe geſtimmt haben 
würden? — Wir glauben dies nicht, da wir und das ganze Deutſchland es wiſ⸗ 
few, daß die Polen aus einem geordneten preußiſchen Staatszuſtande für die 
Herſtellung des polniſchen Reiches, wozu ihrer Meinung nach die Stadt Poſen 
gehören muß, keine Hoffnungen zu ſchöpfen haben, wohl aber aus anarchiſchen 
Zuſtänden, die nicht ausbleiben konnten, wenn die National⸗Verſammlung auf 
ihrem bisherigen Wege weiter fortging, dem aber die kräftigen Maßregeln des 
Miniſterii Brandenburg einen Damm entgegen festen. 
Datum getroſt auf Eurem Wege weiter, ihr Mitglieder der Maſorität der 
Stadtverordneten, — die Majorität des deutſchen Publikums ſteht auf Eurer Seite. 


Die Herren rechtskundigen 29 Auskultatoren, Räthe und Aſſeſſoren 
haben geſprochen: „Sic volo sie jubeo« zu deutſch »ſtatt aller Gründe 
foll mein Wille gelten« und ſich damit auf den verpönten abfoluten 
Standpunkt geſtellt. Wer ſich aber heute aus dem Volke auf dieſen Stand- 
punkt ſtellt, iſt ein rother Republikaner, denn nur die rothe Repu⸗ 
blik erkennt keine Gründe für ihren Willen an. Sind das Richter 
für einen konſtitutionellen Staat? 


Antwort auf die in der geſtrigen Zeitung enthaltenen Fragen: 

ad 1. Die 29 Herren haben keine Gründe angeführt, weil ſie keine ſolche, 
wirklich ſlichhaltige, auffinden konnten, und fie wohl cinſahen, daß in dieſer fo 
hochwichtigen Angelegenheit mit allgemeinen Phraſen nichts zu machen ſei. 

ad 2. Außer jenen 29 Juriſten giebt es hier noch einige 80 Rechtstandige, 
von welchen die meiſten zu jener Verſammlung gar nicht einmal eingeladen 
waren, weil man im Voraus mußte, daß deren Meinung nicht mit den 29 Her⸗ 
ren übereinſtimmte. Aber ſelbſt von den in der Verſammlung erſchienenen ent⸗ 
ſernten ſich noch viele ohne Unterſchrift, weil ſie einmal die ausgeſprochene An⸗ 
ſicht nicht theilten, andererſeits es für unpaſſend und eines Richters unwürdig 
hielten, mit ſolchen Erklärungen öſſentlich aufzutreten, uw‘ 

ad3. Seit unſern glorreichen Märztagen erlauben ſich viele junge un⸗ 
erfahrene Leute, über Dinge mitzureden, von denen fie. nichts verſtehn. Warum 
follten alſo nicht einige Auskultatoren ſich über ihren Stand erheben, und als 
Nechtskundige ſich Urtheile in Sachen anmaßen, in denen ſelbſt gelehrte 
Leute zweifelhaft ſind. Man verzeihe dies ihrer Unerfahrenheit. 


Die Aufforderung in der geſtrigen Poſener Zeitung: einige der dickſten 
und dünnſten Lichter der Stadtverordneten im Hausflur des Rathhauſes auf- 
zuhängen, ſteht den Drohungen des Berliner Pöbels gegen Mitglieder der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung würdig zur Seite, verleugnet daher ihren demokrati⸗ 
ſchen Verfaſſer in keiner Weiſe und wird von allen ehrlichen Nuten mit 
der gebührenden Verachtung behandelt werden. 7 { 


Hunde und Füchſe bellen bekanntlich den Vollmond an. Warum gell ein 
tauber Fuchs nicht Stadtverordnete anbellen dürfen? Veißen kann er nicht, 
da er ſeine Zähne an Eiſenbahnſchienen verdorben hat. 5 * 
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In den Parochieen der genannten Kirchen ſind in der Woche vom 10. ann November: 
ö 5 eſchl. Geſtorbens 21 männl., 12 weibl. Geſchl. 


ui meiner Buchhandlung iſt eine Stelle für einen 
Lehrling offen. 2. Schirmer. Wilhelmſtr. No. 21. 


r 
11 


PND ND 
Mit Vorwiſſen des Herrn Ober ⸗Landes-⸗Nabbi⸗ 
ners verkaufe ich den beſten und allerſetteſten N. 
Braten zu 4 Sgr. das kl. in meinem Lokal, Juden⸗ 
ſtraßt No. 27. Parterre, verſpreche prompte Bedie⸗ 
nung und bitte um geneigten Zuſpruch. 
Poſen, den 10. November 1848. 7210 
f H. Elta n. 


Slarte Halen 3 13 Sgr. bei 
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Sache 


Det Magistrat. — Stiller 
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Gerichtsgebäude zwei Pferde, ein Kulſchwagen und 
ein Torıdy 
verkduft werden. 
Posen, den 30 Oktober 1818. ö ei 
Königliches Land⸗ und Stadt⸗Geticht. 
Erſte Abtheilung. i 


— u, 


'Borussi 


den, der dur men, erwies 
ag NORA Vrandes nöthig gewordene abftchttiche Beschädigung 
Der unter zeichnelr Haupt-, ſo wie der Special⸗Agent Here Lotterie⸗E 
Gerberſtraße sub No. 46, ertheilen Antragsformulare, 
Po ſen, den 17. November 1848. 


ü Am Bſten November e. Vormittags von 11 bis 

tano öffentlich gegen gleich baare Zahlung 12 Uhr wird ein altes hölzernes, ee 
Sunn Grbände hierſelbſt plus heitande vet 

welchts ſofort abgebrochen werden ſoll. 

o I 

O winsk, den 16, November 1848. 


N. 


5 5 RT j u a ! tt wle 

Die Feuer-Verſichetun ge⸗Anſtalt Borussia zu Berlin übernimt die Verſicherung 8 
gegen Fenersgeſahr auf Mobiliar, Wagren 1e. zu billigen und feſlen Prämien, und vergütet jeden Scha⸗ 
Verbrennen, Retten, Niederkeißen, Abhandenkommen, krwieſen nothwendiges Ausräumen, 


ſo wie jede Beliebige Austunſt gratis, 


Sonnabend den Sten Nove ber zum Abeudbrod 

a ene Kaſenbraten und Rebhühner, wezu eegebeng killa 
7 g * 

94 det ann t lee de Zander. 


d deum. 
pe Heute Sonnabend den [Sten und morgen Sonn⸗ 
tag denen November: Großes Konzert, aus⸗ 
eführt von der Kapelle des Iten Inf.⸗Regts. unter 
Leitung des Muſtk⸗Direktors Herrn Winter. An⸗ 
fang 6 Uhr Abende. Entrte a Perſon 23 Sgr. 
Das Nähere die Anſchlagezettel. J. Lambert. 
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Das Dominium. 


| Wit erſuchen den demokratiſch⸗Tonſtiutionellen 
und Vernichtung en daun. NPitein, den Herten Kaas bi u wolen fein 
innehmer Simon Go u | 7 an 0 J. 9 % bewegen zu wollen, ſeine 


ı 16ten d. M. genannten B tine 
eee 


„i 5 2 nr Wr n 565 ut w Beher f 
" enoni Kaskel, Bicilestrusse No. 22. Rain eee ene 


